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Reſchstagspräſſdent Gen. Löbe mit der Kahbinettsbildung betraut Die Reichstagsſitzung

ausgefallen Der Preußiſche Landtag über das Wohnungselend.

Die Stunde des Entſchluſſes rückt immer näher. Die
Friſt, die uns zur Annahme oder Ablehnung des Ultimatums
gegeben iſt, läuft in zwei Tagen ab. Das unentſchloſſene

en muß nun aufhören. Der Wille, Land und Volk
vor neuen Unruhen und neuem Elend zu bewahren, muß
ſiegen. Das zu erreichen, gibt es nur einen Weg. An
nehmen. Hat doch die Regierung ſelbſt erklären laſſen,
daß ſie dem finanziellen Teil des Ultimatums ſchließlich zu

mmen könne, aber mehr denn je politiſche Gründe die
blehnung echeiſchen. Als ſolche werden genannt die beſſere

Armierung der Ais eſtungen und die Unmöglichkeit, Bayern
e Auflöſung der Einwohnerwehren zu veran-

a

Wir, die wir die fernere Entwicklung eines höheren
Völkerrechtes von der ſiegreichen Kraft des pazifiſtiſchen Ge
dankens erwarten, wir, die wir eine Politik der Waffen
gewalt verwerfen, können dieſen politiſchen Gründen nicht
Rechnung tragen. Deshalb: Annehmen! Dieſe Parole
bedeutet noch lange nicht willenloſe Unterwerfung unter alle
Launen der Sieger, ſondern bedeutet nur eine Abwendung
des direkten Zerfalls des jetzt beſtehenden Reiches. An
nehmen bedeutet zu gleicher Zeit, den Wünſchen des ver-
biſſenſten Gegners entgegenhandeln. Denn wenn in Frank
reich darüber eſtimmt würde, welche Antwort es ſich von
S auf Ultimatum wünſcht, es würde faſt ein
imm auf „ablehnen“ lauten. Deshalb: Annehmen.

Wir wollen nicht wegen der Launen der bayeriſchen

e er die Verfügung über das bedeutendſte
Induſtriegebiet verlieren. Wir wollen annehmen und mit
den moraliſchen Waffen, die uns zur Verfügung ſtehen, mit
der Ueberlegenheit des Geiſtes weiterkämpfen, kämpfen um das
Selbſtbeſtimmungsrecht als Volksganzes und um das Selbſt
beſtimmungsrecht der einzelnen Teile desſelben. Wer die

Entwicklung nicht ſtören will, auch der muß an-
nehmen.

Veichstagsfraktion und Parteiausſchuß zur Lage.

Die Reichstagsfraktion und der Parteiausſchuß faßten
in einer gemeinſamen r folgende Entſchließung: Die
Annahme des Ultimatums hat nur dann einen Zweck und die
Beſetzung des Ruhrreviers iſt nur dann z verhindern, wenn
die bayeriſche Regierung die vorbehaltloſe Erklärung abgibt,
die Einwohnerwehr rechtzeitig, d. h. bis zum 30. Mai, zu ent
waffnen und aufzulöſen. Die Forderungen der Entente in
der Ah widerſprechen in einigen Punkten dem
Friedensvertrag, überſchreiten weitaus die Leiſtungsfähig-
keit des deutſchen Volkes und fordern unſeren ſchwerſten Pro-
teſt heraus.

Aber unter dem Druck der brutalen militäriſchen Gewalt-
androhungen, angeſichts der unabſehbaren, politiſchen und
wirtſchaftlichen Folgen ihrer Verwirklichung, beſonders auch
wegen der für Oberſchleſien daraus entſpringenden Gefahren,
erklären ſich Partei und Fraktion bereit, jeden ernſten Ver-
ſuch zur Erfüllung des Londoner Finanzdiktats zu unter-
ſtützen.

Der Verſuch, die zur Erfüllung notwendigen Milliarden
aus J Wirtſchaft herauszuholen, muß jedoch ſchon in
ſeinen Anfängen ſcheitern, wenn ſich nicht jene Kreiſe des
Bürgertums, die heute noch Leiter unſerer Wirtſchaft ſind,
für ihn mit allen Kräften einſetzen, und wenn nicht die not
wendigen organiſatoriſchen Maßnahmen getroffen werden,
die geeignet ſind, die höchſte Steigerung der wirtſchaftlichen
Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands herbeizuführen. Ebenſo hängt
das Gelingen der bayeriſchen Entwaffnung vor allem von dem
Willen und der politiſchen Einſicht des Bürgertums ab. Die
Verantwortung für das Kommende fällt daher in erſter Linie
dem Bürgertum und den es vertretenden Parteien zu.

Gen. Löbe mit der Kabinettsbildung betraut?

Berlin, 10. Mai. (Drahtnachricht.) Jn ſpäter 3
ſtunde erfuhr die T. U. von informierter Seite folgendes Er-
gebnis über die letzten Verhandlungen in der Kabinetts-
frage: Die Deutſchnationalen und die Deutſche Volkspartei
ſind für die Ablehnung des Ultimatums, ebenſo die Demo-
kraten. Das Zentrum iſt für die Annahme. Die Sozial
demokratie iſt nur bedingt dafür. Der Reichspräſident hat
dem Reichstagspräſidenten Löbe den Auftrag erteilt, die
Kabinettsbildung vorzunehmen. Es ſteht noch nicht feſt, ob
dieſer den Auftrag übernimmt. Zwiſchen der Volkspartei
und dem Zentrum ſind neue Verhandlungen betreffs des
Altimatums geplant. Falls ſich eine Aenderung in der Hal
tung des Zentrums ergibt, kann mit einer Mehrheit gegen
das Ultimatum gerechnet werden. Andernfalls wäre eine
Mehrhett mit den Unabhängigen für die Annahme des Ulti-
matums zu verzeichnen.

Bei Annahme Aufhebung der Sanktionen.
T. U. Frankfurt, 10. Mai. (Drahtnachricht.) Die

Reparationskommiſſion hat auf eine Anfrage die Mitteilung
ergehen laſſen, daß die im Anſchluß an die Londoner Konfe-
renz eingetretenen Sanktionen fallen gelaſſen werden ſollen,
wenn Deutſchland das Ultimatum annimmt.

Briands Antwort.
Deutſches Eingreifen abgelehnt. Das oberſchleſiſche Jnduſtrie

gebiet ſoll an Polen fallen.
Berlin, 9. Mai (WTVB.) Die franzöſiſche Regierung hat auf

die deutſche Note bezüglich Oberſchleſien unter dem 7. Mai folgende
Antwort erteilt:

Herr Geſchäftsträger! Jch habe die Ehre, Jhnen den Empfang
Jhres Briefes vom 6. Mai 1921 zu beſtätigen, durch welchen Sie
die Güte hatten, von den ernſthaften Unruhen mir Mitteilung zu
machen, die in Oberſchleſien entſtanden ſind, anfragten, ob die
interalliierten Beſatzungstruppen imſtande ſeien, die Ordnung
wiederherzuſtellen und mir zur Kenntnis brachten, daß die deutſche
Regierung bereit ſei, jede verlangte Hilfe zu leiſten. Jch beehre
mich, Jhnen mitzuteilen, daß die übermittelten Meldungen aus
deutſcher Quelle in tendenziöſer Weiſe die im übrigen bedauerlichen
Vorgänge darſtellen, die ſich in einem Teil des oberſchleſiſchen Ab
ſtimmungsergebnis zugetragen haben.

Der Grund der Unruhe iſt ohne Zweifel zu ſehen in den aus
deutſcher (7) Quelle veröffentlichten Nachrichten, die unzutreffen
derweiſe meldeten, daß die Alliierten ſich entſchieden hätten, den
größten Teil des Jnduſtrie- und Bergwerksgebiets Deutſchland zu
zuteilen. Dieſe falſche Meldung hat den Auſſtand der Jnſurgenten
entfeſſelt. Wie dem auch ſei, die Jnteralliierte Kommiſſion, die
mit der Verwaltung des Abſtimmungsgebiets beauftragt iſt, hat
in einmütiger Uebereinſtimmung die energiſchſten Maßregeln zur
ſchnellen Wiederherſtellung der Ordnung und zur Wiederherſtellung
der Sicherheit der Einwohner aller Nationalitäten, die in dem
Abſtimmungsgebiet leben, getroffen. Die alliierten Truppen haben
voll ihre Pflicht getan, die jetzt einlaufenden Meldungen laſſen
eine weſentliche Beſſerung der Lage in den wichtigſten Zentren der
Grubenreviere feſtſtellen.

Die Jnteralliierte Kommiſſion hat an Ort und Stelle die not
wendigen Rekrutierungsmaßnahmen angeordnet, um die Lücken
wieder auszufüllen, die in der Polizei durch den Abgang polniſcher
Elemente entſtanden find. Sie hat dadurch der Bevölkerung die
Beruhigung verſchafft, die ſie wünſchte.

Von irgendeiner der Jnteralliierten Kommiſſion für Ober-
ſchleſien von außerhalb zu leiſtenden Hilfe kann nicht die Rede ſein.
Genehmigen Sie, Herr Geſchäftsträger, die Verſicherung meiner
vorzüglichſten Hochachtung. gez. Briand.

Deutſcher Proteſt gegen die Note.
Berlin, 9. Mai. (T. U.) Die deutſche Regierung pro

teſtiert mit aller Energie gegen die in der Note der franzöſi-
ſchen Regierung über Oberſchleſien enthaltenen Behaup-
tungen, a die Veröffentlichungen der deutſchen Preſſe über
die vorausſichtliche Zuteilung des oberſchleſiſchen Jnduſtcie-
ebietes an Deutſchland den Aufruhr der Polen in Ober-hl en entfeſſelt hätten. Sie ſtellt feſt, daß die Nachricht,

die Jnteralliierte Kommiſſion habe ſich entſchloſſen, den größ
ten Teil des Jnduſtrie- und i ebietes ſowie einen
Grenzſtreifen im Kreiſe Kattowitz Deutſchland zuzuſprechen,
von der „Oberſchleſiſchen Grenzzeitung“ des Herrn Korfanty
veröffentlicht wurde und erſt aus dieſer in deutſche Blätter
übergegangen iſt.

Die Reichstagsſitzung ausgefallen.
Die für geſtern nachmittag 4 Uhr angeſetz te Plenarſitzung

des Reichstages, die nur für den Fall vorgeſehen war, daß die
Regierung zu einer Beſprechung über die oberſchleſiſche Frage
bereit ſein würde, fiel nach dem Beſchluß des Aelteſten-
ausſchuſſes aus, über die nächſte Plenarſitzung wird erſt der
heute abermals zuſammentretende Aelteſtenausſchuß be-

ließen.4 Se Auswärtige nakß des Reichstages wird voraus

ſichtlich Montag abend 8 Uhr oder auch erſt morgen vor-
mittag um 10 Uhr zu einer Sitzung zuſammentreten.

T. U. Berlin, 10. Mai. (Drahtnachricht.) Wahrſcheinlich
wird erſt nachmittag der Reichstag zu einer Plenarſitzung
zuſammentreten, um ſich mit der Frage Oberſchleſiens zu be
faſſen. Jm Anſchluß hieran oder in einer beſonderen Sizung
wird die Frage des Londoner Ultimatums erörtert werden.

Württemberg für Annahme des Ultimatums.
Stuttgart, 10. Mai. (Drahtnachricht.) Wie der Korre-

ſpondent der „Frankfurter Zeitung“ erfährt, wird dieWürttembergiſche Regierung grundſätzlich für die Annahme
des Ultimatums eintreten.

Im achtgeſpalt. Anzeigenteil koſtet dasHalle, Nenstag, den 10. Nu l
imeter 60 Pf., desgleichen Reklame im dreigeſpaltenen

Textteil 2.50 M. Schluß der Anzeigen Annahme für die nächſte
Ausgabe morgens 9 Uhr.

Re reichsgeſetzliche Regelung der Arbeits

bermittelung.

Von Friedrich Kleeis.
Das ſo wichtige Arbeitsnachweisweſen entbehrt im allge-

meinen noch der geſetzlichen Regelung. Bislang iſt nur von
den einzelnen Gliedſtaaten das Unerläßlichſte auf dem Wege
der Verordnung vorgeſchrieben worden. Aber ſchon der Sinn
der Reichsverfaſſung (Artikel 157) ſtellt die einheitliche Ord-
nung der Arbeitsvermittlung als eine Aufgabe des Reiches
hin. Tatſächlich iſt auch ſchon vor einem reichlichen Jahr der
Entwurf eines Reichs-Arbeits- Geſetzes ausgearbeitet worden.
Er fand aber viel Widerſpruch, außerdem wurde er durch andere
geſetzgeberiſche Abſichten auf dem Gebiete der Arbeitsloſen-
fürſorge überholt. Jetzt iſt ein neuer Entwurf ausgearbeitet
worden, der dem Reichsrat zur Beſchlußfaſſung vorliegt. So-
bald eine ſolche getroffen iſt, geht der Entwurf an den Reichs
wirtſchaftsrat und ſodann vorausſichtlich im Juni) an den
Reichstag.

Der Entwurf geht von dem Grundgedanken aus, daß
über das ganze Reich ein planmäßiges, lückenloſes Netz von
Arbeitsämtern zu ziehen iſt Sitz und Bezirk jedes öffent-
lichen Arbeitsnachweiſes wird ſo beſtimmt, daß er nicht mit
Maſſenaufgeboten von Arbeitsſuchenden zu rechnen hat,
andererſeits aber auch lebensfähig iſt. Den Arbeitsämtern
ſind Landesarbeitsämter übergeordnet, die nach Wirtſchafts
provinzen gegliedert ſind. Die Abgrenzungen geſchehen den
Bedürfniſſen entſprechend, nicht allein nach rig Geſichts

unkten. Die Landesarbeitsämter ſind Aufſicht s und
eſchwerdeinſtan z. Das iſt nötig, damit die Arbeits

ämter eine r h Einrichtung und Tätigkeit erhalten.
Der zwiſchenörtliche Ausgleich von Angebot und Nachfrage
auf dem Arbeitsmarkt laſtet ſodann ebenfalls auf dem
Landesarbeitsamt. Da dieſes nur fachliche Aufſichtsrechte er
hält, wird es nicht zu Differenzen mit den Gemeindeverwal-
tungen kommen. Die Leitung und Beaufſichtigung des

R hat das Reichsamt für Arbeitsvermittlung in der
and.

Jeder Arbeitgeber darf nur den zuſtändigen Arbeits
nachweis benutzen. Alle Arbeitsämter haben den Arbeits-
markt zu beobachten nicht nur auf Grund der Ergebniſſe der
Arbeitsvermittlung, ſondern auch der Berichte der Kranken-
kaſſen, der Erwerbsloſenfürſorge uſw. Das Arbeitsamt wird
letzten Endes keine neue Beſchäftigung bringen können, aber
es wird in der Lage ſein, jede Stelle beſetzen zu können. Das
Arbeitsnachweisgeſetz iſt ein Organiſationsgeſetz, das Plan
m ä h gkeit will. Es kann deshalb auch die Zerſplitterung
der Arbeitsvermittlung nicht mehr dulden. Für die private
ge werbsmäßige Stellenvermittlung iſt daher kein Raum
mehr. Leider iſt für ihr gänzliches Verbot erſt noch eine
mehrjährige Uebergangszeit vorgeſehen. Eine
Entſchädigung an dieſe geſchäftsmäßigen Stellenvermittler iſt
nicht vorgeſehen, weil ihre Beſeitigung ſchon längſt ange-
ſtrebt und angekündigt worden iſt. Der Geſetzentwurf legt
auf die fachliche Gliederung der Arbeitsämter großen Wert.
Die Einrichtung von Fachabteilungen mußte erfolgen, um
verbandspolitiſche Beſtrebungen auszuſchalten. Die charita-
tiven Arbeitsvermittelungen (alſo ſolche durch Fürſorge-
vereine uſw.) ſollen möglichſt in die öffentlichen Arbeitsämter
übernommen werden. Jhr Weiterbeſtehen iſt nur geſtattet,
wenn im einzelnen Fall das Landesarbeitsamt ein Bedürfnis
anerkennt. Es muß verhindert werden, daß täglich „wilde“
Arbeitsnachweiſe entſtehen, die ſich dilettantiſch betätigen.
Die Stellenvermittelung durch die Zeitung (Jnſerat) wird
noch nicht beſeitigt

Der ſo oft geforderte Zwang des öffentlichen
Arbeitsnachweiſes und zur Einſtellung der den Unter
nehmern zugewieſenen Arbeitskräfte kann allgemein noch
nicht eingeführt werden. Es beſteht hier die Anſicht, daß
uns allzuſcharfe Zwangsmaßnahmen nicht weiter bringen.
Der öffentliche Arbeitsnachweis hat allerdings nur dann
eine Daſeinsberechtigung, wenn er ſchneller, vollkommener
und überhaupt beſſer arbeitet als der private. Es kommt
aber hier ſehr viel darauf an, welches Pertrauen und Ent-
gegenkommen die Jntereſſenten, alſo die Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, dem Arbeitsamt entgegenbringen. Die
zwangsweiſe Benutzung des öffentlichen Arbeitsnachweiſes
kann deshalb nur dann werden, wenn es jene
Intereſſenten beſchließen, vielleicht in der Form eines
Tarifvertrages, der allgemein verbindlich erklärt
werden kann.

Das Arbeitsamt ſoll eine gewiſſe Selbſtverwaltung
haben; ſeine Rechte ſind gegenüber den ſeitherigen erweitert
worden. Jn den Verwaltungsausſchüſſen dürfen neben dem
unparteiiſchen Vorſitzenden nur Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer paritätiſch vertreten ſein und Stimmrecht haben.
Dieſe Vertreter werden von den Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmer-Organiſetionen auf Grund der Verhältniswahl vor-
geſchlagen und von den Gemeindevertretungen beſtätigt.
Letztere ſtellen eine Satzung für das Arbeitsamt auf. Der
erwähnte Verwaltungsausſchuß hat auch das Vorſchlagsrecht
für die anzuſtellenden Beamten des Arbeitsnachweiſes. Der

wird von der Gemeindevertretung be-
ſtimmt.

5. Jahrgang.
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„Vie Arbeitsvermittelung muß unentgeltlich ſern,
da ſie dem öffentlichen Nuten dient. Sie muß auch völlig
unparteiiſch betrieben werden und keine Rü auf be-
ſtimmte Verbandszugehörigkeit nehmen. Bei Streik und
Ausſperrung hat ſich der Arbeitsnachweis jeder Einwirkung
zu enthalten. Allerdings muß er bei den Vermittelungen
immer darauf ſehen, daß die Tarifverträge einge-
halten werden. Das Schlichtungsweſen muß außerhalb der
Arbeitsämter bleiben, ſchon weil dadurch ihre Unparteilich-
keit leiden könnte. Das Verfahren in Arbeitsſtreitigkeiten
wird auch durch ein beſonderes Geſetz geregelt.

Die Koſtenfrage regelt der Geſetzentwurf ſo, daß ein
rittel der Aufwendungen eines Arbeitsamtes von der Ge

meinde, bei einem Landesarbeitsamt von der Provinz ge-
tragen werden. Die übrigen zwei Drittel werden von der
Arbeitsloſenverſicherung übernommen, zu der bekanntlich
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleiche Beträge leiſten ſollen.
Man ſchätzt dieſe Zuſchüſſe aus der Arbeitsloſenverſicherung
auf nur etwa 2 Mark je Jahr und Arbeitnehmer. Man geht
alſo davon aus, daß ſowohl das Geſetz über die Arbeitsloſen-
verſicherung gleichzeitig beraten und verabſchiedet
werden ſollen. Sollte ſich wider Erwarten die Einführung
der Arbeitsloſenverſicherung verzögern, ſo trägt inzwiſchen die
Gemeinde, die den Arbeitsnachweis errichtet hat, die
Koſten weiter fort.

Man wird im großen und ganzen dem Entwurf zuſtim-
men können. Allerdings verallgemeinert er nur, was heute
bereits bei den meiſten größeren Städten ſchon eingeführt iſt.
Es iſt aber auch ſchwer, einſchneidende Neuerungen zu treffen.
Der von den Arbeitsnachweiſen geforderte allgemeine Be-
utzüngs- und Einſtellungszwang wird noch nicht kommen
können, da er zu viele Pflichten der Gemeinden im Gefolge
hätte, die heute noch nicht erfüllt werden können. Es müßte
dann das Recht auf Arbeit zur praktiſchen Anwendung
kommen. Dagegen könnte den privaten Stellenvermittelungen
etwas energiſcher zu Leibe gegangen werden.

Preußiſcher Landtag.
19. Sitzung. Montag, den 9. Mai, mittags 1 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht als erſter Punkt der Antrag D
Porſch (Ztr.) über die Erhöhungen der Dienſtaufwandsentſchädi-
gungen der Generalſuperintendenten uſw. und die Erhöhung der
Beſoldung für katholiſche Geiſtliche.

Abg. König Swinemünde (Soz.): Wir haben bereits in der
erſten Beratung die Gründe dargelegt, aus denen wir die Bewil-
ligung ablehnen. Vor allem wird durch die beſtändigen Zuwen-
dungen die Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Kirche immer
mehr verzögert.

Abg. Leid (AS.): Wir lehnen Geldzuſchüſſe des Staates an
Religionsgeſellſchaften grundſätzlich ab.

Abg. Schulz Neukölln (Komm.): Wir bewilligen keinen
Pfennig für die Biſchöfe und die anderen Faulenzer. (Großer Lärm
ir Zentrum und rechts. Präſident Leinert ruft den Redner zur
Ordnung.) In dem Augenblick, wo Tauſende deutſcher Kinder hun
gern, ſollen die Pfaffen ſich noch mehr mäſten. (Großer Lärm in
der Mitte und rechts. Zweiter Ordnungsruf des Präſidenten.)

Die beantragte namentliche Abſtimmung wird am Dienstag
vorgenommen werden.

Es folgt die Beratung der Anträge Conradt (Dn.) über die
Wohnungsnot.

Abg. Meyer-Solingen (Soz.): Die Linderung der Woh-
nungsnot kann nur durch den Neubau von Wohnungen erfolgen,
wozu aber ſtaatliche Zuſchüſſe unbedingt notwendig ſind.
Trotzdem Zuſchüſſe gewährt werden und Bauſtoffe ſeit einem Jahr
genügend vorhanden ſind, wird wenig gebaut und herrſcht im
Baugewerbe Arbeitsloſigkeit. Die Zuſchüſſe decken eben nur noch
einen geringen Teil der Baukoſten. Deshalb muß das ganze S
ußſyſtem auf eine andere Grundlage geſtellt werden. Der
Beſitzer muß die Zinſen aufbringen können, denn die Gemeinden
eönnen die Ueberteurungskoſten auch nicht mehr decken. Jetzt ſind
die Mieten in den neuen Häuſern meiſt doppelt ſo hoch wie
en den bisherigen Wohnungen. Den Antrag auf ſchleunige Maß-
iahmen zur Linderung der Wohnungsnot nehmen wir an, aber
oem Antrag, der ſich gegen die Sozialiſierung des Wohnungs-
weſens wendet und die Höchſtmietenverordnung be-
(eitigen will, können wir nicht zuſtimmen. Wir treten ein für
zie Vergeſellſchaftung des Wohnungsweſens, die
nicht unbedingt eine Verſtaatlichung oder Kommunaliſierung zu
jein braucht. Vorläufig ſollten Selbſtverwaltungskörper der Haus-
bewohner die Wohnungen in eigene Bewirtſchaftung übernehmen,
ähnlich wie bei den gemeinnützigen Baugeſellſchaften. Eine ſchleu-
nige, planmäßige Aktion der Regierung iſt unbedingt erforderlich.
(Beifall b. d. Soz.)

Abg. Köthenbürger (Ztr.): Es muß ſchnell geholfen
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Abg. Conradt (Dn.): Die Höchſtmielenverordnung iſt ſchuld
an der elenden Lage des Auch wir wenden unsgegen die Ausbeutung der Mieter, können aber andererſeits auch
nicht zuſehen, daß der Hausbeſitz zugrunde geht.

Abg. Garnich D. Vpt.): Ein friedlicher Ausgleich der Jn
tereſſen zwiſchen Hausbeſitzern und Mietern muß gefunden werden.

Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen v. Scheidt: Die
Schwierigkeiten der hnungsnot finden ſich nicht nur bei uns,
ſondern heute in allen Ländern, ſogar in den vom Kriege nicht be

en. Die Gründe ſind üherall die gleichen: Mangel an Bau-
en und finanzielle Schwierigteiten. Die größte Schwierigkeit

liegt auf An Gebiet. Wir haben ſie durch und

W

Staatszuſchüſſe und durch Niederhaltung der Mieten zu beſeitigen
verſucht. Die Aufhebung der Zwangs wirtſchaft
das Wohnvnge wen würde uns nur phantaſtiſche Mieten
bringen und Neubauten würden nur in begrenzter Zahl entſtehen.
Die Kalamität vieler Hausbeſitzer beſteht darin, daß ihre Rente
aus dem Hausbeſitz infolge der Geldentwertung ihnen heute nicht
mehr genügt. Dieſe Geldentwertung kann aber nicht einfach durch
höhere Mieten ausgeglichen werden. Die Wohnungsnot kann nicht
ohne die Siedlungstätigkeit auf dem Lande behoben werden. Wir
dürfen deshalb nicht in den Städten drauf los banuen. t den

Abg. Katz (Komm.): Das Wohnungsproblem kann mjetzigen Syſtem nicht änt werden. Bl dem Abbau der Woh
nunge zwangswirtſchaft wollen die Hausagrarier nur eine Gelegen-
heit zur weiteren Ausbeutung des Proletariats. Wie kann man
dem Hausbeſitzer öffentliche Gelder geben? Er iſt doch ein Ge
r ein Spekulant, er ſucht ſeinen Profit. ruf rechts:

Fofür arbeiten denn Sie?) Wir wollen eine Wirtſchaft der Be
darfsdeckung. Dieſe ermöglicht nur der Sozialismus, der mitHilfe der Sittatur des Proletariats die Wohnungsfrage ſpielend

löſen wird. Gelächter rechts.)
Abg. Freund (US.): Das Reichsmietengeſetz darf nicht auf-

gehoben werden. Der deutſchnationale Antrag will nur den Ver
mietern Schutz gewähren. Jn der Soziali erungskommiſſion hat
ein Herr, der jetzt preußiſcher Miniſter iſt, beſtritten, daß es überhaupt eine Wohnungenet gäbe. iter hat derſelbe Herr den
Wohnungsloſen den Rat gegeben, ſie ſollten nach Art der ameri-
kaniſchen Farmer in die Lüneburger Heide ziehen und ſich dort ein
Häuschen zuſammenzimmern. (Zuruf b. d. US.. Das iſt uner
hört!) Nur das Wort „Bauen um jeden Preis“ kann uns von
der Wohnungsnot befreien.

Abg. Dr. Berndt (Dem.) tritt für einen gerechten Ausgleich
zwiſchen den Jntereſſen der Hausbeſitzer und der Mieter ein. Die
privaten Bauunternehmer arbeiten billiger als die Baugenoſſen-
ſchaften. Widerſpruch b. d. Soz.)

Abg. Ladendorf (D. Vpt.): Vom grünen Tiſch t keine Lö
ſung zu erwarten. Der Verfall der alten Häuſer iſt ſoweit fort
geſchritten, in Berlin z. B. ganze r ſich in einem
fürchterlichen Zuſtand befinden. (Zuruf links: s wollen Sie
zur Löſung tun?) Den Hausbeſitzern müſſen die notwendigen Mit-
tel e Jnſtandſetzung der Wohnungen zur Verfügung geſtellt
werden.

Staatskommiſſar Scheidt: Es ſind 3 Milliarden an Zu-
ſchüſſen gegeben worden und an Wohnungen wurden ſeit 1919
75 000 in Preußen hergeſtellt. Unrichtig iſt es, wenn der bg La
dendorf erklärt, die ſtaatlichen Mittel vermehrten nur die Orga-
niſctionen und ſchafften keine Wohnungen

Geheimrat Kügler: Damit die Gemeinden die erhöhten
Ausgaben decken können, müſſen ſie auf die Grundſteuer urück-
greifen. Die Angliederung der Mieteinigungsämter an die Amts-
gerig ſcheitert an n Schwierigkeiten.

Deerberg (Dn.): Wir gehen im Wohnungsweſen
einer Kataſtrophe entgegen. Mindeſtens müſſen die ſchwerſten
Mißſſſtände beſeitigt werden. Mit den Methoden des Herrn Katz
können wir nichts anfangen. Es handelt ſich bei den Vermietern
und Hausbeſitzern nicht um Kapitaliſten, ſondern um den geſunden
Mittelſtand, der ſich durch Fleiß und Arbeit ein kleines Kapital
erwrrben, das jetzt bedroht iſt.

ſ Abg. Conradt (Dn.) fordert nochmals Abhilfe der dringen-
den Not des Hausbeſitzes im Sinne der deutſchnationalen Anträge.Geheimrat Kügler tritt einigen Behauptungen des ab
Deerberg entgegen.

Die Anträge ben an den Wohnungs- und
Es folgt die Nun des Antrags Dr. v. Krauſe (D. Vp.),

noch vor der Feſtſtellung des proviſoriſchen neuen Ortsklaſſenver
zeichniſſes im Reichsrat dem Landtag Kenntnis zu geben, nach
welchen Geſichtspunkten die von dem preußiſchen Staatsminiſte-
rium für die preußiſchen Orte erfolgenden Vorſchläge n ſind.
Zugleich damit wird ein Zentrumsantrag beraten, bei der end-
h Feſtſetzung des Ortsklaſſenverzeichniſſes die beſonderen
eucrungsverhältniſſe der kleineren Orte zu r die

Zahl der Ortstlaſſen auf 3 zu vermindern und das endgültige Ge-
ſetz pünktlich am 1. Oktober 1921 in Kraft treten zu laſſen.
g s Dr. Steffens (D. Vpt.) begründet den Antrag von

rauſe.Nach kurzer Ausſprache gehen die Anträge an den Ausſchuß
für das Veamtenweſen.
Das Haus vertagt ſich auf Dienstag 1 Uhr: Namentliche Ab-
ſtimmung über Erhöhung der Beſoldung der Geiſtlichen, Ober
ſchleſien, kleine Vorlagen.

Schluß gegen 87 Uhr.

„König Kohle.“

Roman von Upton Sinclair.
(32. Fortſetzung. (Rachdruck verboten.)
„Drehen Sie ſich um,“ befahl Cotton. Hal tat es, und

Pedrovich durchwühlte die Hoſentaſchen. Er nahm der Reihe
nach eine Uhr, einen Kamm, einen Spiezel und ein Taſchen-
tuch heraus. Nachdem er dieſe Dinge betrachtet und ſie in
die Höhe gehalten hatte, warf er ſie auf den Fußboden.
Als er Hals Börſe öffnete, erfaßte atemraubende Spannung
die Umſtehenden. Dank der Gier der Geſellſchaft enthielt
die Börſe bloß einige Kupfermünzen; Pedrovich ſchloß ſie
und darf ſie zu Boden.

„Wartet, er hat noch nicht alles durchſucht,“ rief der
Zeremonienmeiſter. „Er hat irgendwo das Geld, Jungens!
Haben Sie ſchon in den Seitentaſchen nachgeſehen, Jake?“

„Noch nicht,“ erwiderte Jake.
„Schauen Sie genau!“ rief der Berghauptmann. Alle

lehnten ſich neugierig vor, und Pedrovich ließ ſich auf ein
Knie und durchfuchte erſt die eine, dann die andere Taſche.

Er zog die Hand wieder zurück, und die verblüffte Ent-
täuſchung ſeines Geſichts war ſo offenſichtlich, daß Hal ein
Lachen kaum verbeißen konnte. „Es iſt nichts da,“ er-
klärte er.

„Wie?“ ſchrie Cotton, und die beiden ſtarrten einander
an. „Bei Gott, er iſt es irgendwie losgeworden!“

„Jch habe kein Geld bei mir, Jungens!“ erklärte Hal.
„Sie wollen uns zum Narren halten.“

„Er hat es verſteckt!“ brüllte der Berghauptmann.
den Sie es, Jake.“

Und Pedrovich fuchte nochmals, raſch, bebend vor Eifer.
Jetzt dachte er nicht mehr an die Zuſchauer, ihm war nur um
das ſchöne Geld leid. Hal mußte den Rock ausziehen, Jake
trennte das Futter auseinander, knöpfte Hals Hoſen auf,
griff hinein, durchwühlte die Stiefel.

Trotz allem Suchen kam kein Geld zum Vorſchein, die
Sucher ſtanden verblüfft und ratlos. „Er hat euch für fünf-

„Fin

undzwanzig Dollars an Herrn Stone verkauft!“ behauptete
hartnäckig der Berghauptmann.
Geldes entledigt.“

„Jungens,“ rief Hal, man hat einen Spion hergeſchickt

„Jrgendwie hat er fich des

Dabei blickte er Apoſtolikas an und ſah, wie dieſer aufſchrak
und ein paar Schritte zurückwich.

„Der war's! Der iſt ein Spitzel!“ ſchrie der alte Mike.
„Jch wette er trägt das Geld noch bei ſich!“ und er verſuchte,
in die Nähe des Griechen zu gelangen.

Der Hauptmann erkannte, daß der Augenblick gekommen
ſei, da bei dieſem Drama der Vorhang fallen müſſe.

„Genug dieſes Blödſinns,“ ſagte er kurz. „Her mit dem
Kerl!“ Jm nächſten Augenblick hielten zwei Hal bei den
Handgelenken, während ihn ein dritter am Kragen packte.
Noch ehe die Bergleute zur Beſinnung kamen, war das
Opfer bereits aus der Hütte geſchleppt worden.

Die folgende Viertelſtunde geſtaltete ſich höchſt peinlich
für den Anwärter des Wagekontrolleurpoſtens. Draußen in
in der Dunfelheit ſtand es dem Berghauptmann und Alec
Stone frei, ſich ganz ihrer Wut hinzugeben. Sie überſchütteten
Hal mit Schmähungen, ſtießen ihn, verſetzten ihm Fußtritte.
Einer der Männer, die ſeine Handgelenke umklammert hielten,
drehte ihm den Arm um, bis er vor Schmerz aufſchrie;
dann beſchimpſften ſie ihn noch ärger und befahlen ihm,
zu ſchweigen. Raſch und leiſe ging es die dunkle, ſchweigende
Straße entlang, durch das Bureau des Berghauptmanns,
in den Raum, der im Nord-Tal als Gefängnis diente. Hal
war herzlich froh, als man ihn hier allein ließ und die
ſchwere, eiſerne Tür zuſchlug.

Das Ganze war eine dumme und primitive Liſt geweſen,
ſo recht für das Verſtändnis jener berechnet, für die ſie
ausgedacht worden war. Wäre er nicht zufällig wach gelegen,
ſo hätte man das Geld bei ihm gefunden und am nächſten
Morgen hätte die ganze Kohlengrube gewußt, daß er gekauft
ſei. Freilich hätten ſeine perſönlichen Freunde und die Mit-
glieder des Komitees es niemals geglaubt; allein die Maſſe
der Arbeiter wäre davon überzeugt geweſen und derart hätte
auch Tom Olſons Beſuch im Nord-Tal ſeinen Zweck verfehlt.
Durch alle ſpäteren Erlebniſſe blieb Hal dieſer Vorfall lebhaft
im Gedächtnis; er diente ihm als Symbol für gar vieles.
Genau wie die Herren verſucht hatten, ihn ſchlecht zu machen,
ſo ſah er ſie ſpäter die ganze Arbeiterbewegung ſchlecht machen,
die Intelligenz des ganzen Landes täuſchen.

Reichstagsausſchuß für auswärtige Angelegenheiten
Berlin, 9. Mai. (W. T. B.) Der Reichstagsausſchuß für

auswärtige Angelegenheiten t heute abend zu einer
Sitzung zuſammen, die ebenſo wie die vorherige einen rein

dieſem Zwecke hattenCharakter tru
außer den Mitgliedern des A
geordneten Zutritt, für die aber ebenfalls das Schweige-
gebot galt. Neben dem Reichskanzler und dem Außen-
miniſter Dr. Simons nahmen faſt ſämtliche Mitglieder des
Kabinetts an der Sitzung teil. Die erläuternden vertrau-
lid en Ausführungen zu dem Ultimatum der Entente, nament-
lich des deutſchen chafters in Paris Dr. Mayer und des
Staatsſekretärs Bergmann deckten ſich im allgemeinen mit
den Ausführungen, die dieſe Herren ſchon am Nachmittag in
der Sitzung des interfraktionellen Ausſchuſſes der Regie
rungsparteien im Reichsjuſtizminiſterium gemacht tten.
Zu Beſchlußfaſſungen irgendwelcher Art kam es nicht. Jn den
ſpäten Abendſtunden tagten außerdem faſt alle Fraktionen,
doch iſt es zu einer poſitiven Stellungnahme für oder gegen
der Vertrag bisher nicht gekommen.

der Kampf um Oberſchleſien.
Engliſche Vorſchläge.

Paris, 9. Mai. (W. T. B.) Wie „Petit Pariſien“ mit-
teilt, in der Sonnabendſitzung des Botſchafterrats ein
Vorſ der engliſchen Regierung vorgelegen, um angeſichts
der Lage in Oberſchleſien zu einer proviſoriſchen Regelung

zu gelangen. Die engliſche Regierung wünſche, daß unver-
züglich die ſüdlichen Bezirke Pleß und Rybnik den Polen und
die Bezirke auf dem linken Oderufer Deutſchland du eſprochen
werden. Der ſtrittige induſtrielle Bezirk ſolle indeſſen unter
alliierter Verwaltung bleiben, und in dieſen ſollen ſich
ſämtliche interalliierten Truppen zurückziehen, es augen
blicklich unmöglich ſei, zur Wiederherſtellung der Ordnung
Verſtärkungen nach Oberſchleſien zu entſenden. Nach dem
„Petit Pariſien“ ſoll dieſer Vorſchlag geprüft werden; der
Botſchafterrat wolle ſich am Montag wieder mit ihm beſchäf-
tigen. Das Blatt meint jedoch, es ſei zweifelhaft, ob er
für annehmbar erklärt werde, denn durch eine derartige halbe
Löſung würde man die Gemüter erregen und außerdem die
alliierten Truppen in eine ſchwierige Lage bringen.

Schließlich berichtet „Petit Pariſien“, daß zwei Vorſchläge
für die Grenzfeſtſetzung in Oberſchleſien von der Jnteralli-
ierten Kommiſſion in Oppeln eingegangen ſind, ein Bericht
vom General Le Rond, der ſich auf den polniſchen Standpunkt
ſtellt, und ein Bericht vom engliſchen Oberſt Percival und
vom italieniſchen General de Marini, der vorſchlägt, daß nur
die grei P und Rybnik den Polen zugeſprochen werden
ſollen. r Botſchafterrat hat nunmehr die beiden Berichte
an die Jnteralliierte Kommiſſion zurückgegeben und dieſe
aufgefordert, ſie ſolle verſuchen, zu einer einheitlichen Löſung
zu gelangen.

Das engliſche Unterhaus und der Aufſtand in Oberſchleſien.
London, 10. Mai. (Reuter.) Im Unterhauſe erklärte

der Unterſtaatsſekretär im Auswärtigen Amt Harmsworth,
die Lage in Oberſchleſien ſei ungeklärt, doch würden An
ſtrengungen gemacht, um die Wiederaufnahme der Arbeit in
den Bergwerken zu erzielen. Die alliierten Regierungen er-
warteten die von der Volksabſtimmungskommiſſion zur Bei-
legung der Schwierigkeiten gemachten Vorſchläge und ſeien
auf das äußerſte beſtrebt, die Ordnung wieder herzuſtellen
und die Polizei durch lokale Rekrutierung zu ſtärken. Die
polniſche Regierung ſei aufgefordert worden, die Grenze zu
ſchließen und jede Beihilfe und Ermutigung ihrer Konnatio-
nalen zu verhindern. Lloyd George erklärte: Es iſt ein ſehr
unglücklicher Zufall, der gerade in dem Augenblick eintritz,
wo die deutſche Regierung eine Entſcheidung in der Entwaff
nungsfrage trifft. Wir ſind im Begriff, alles zu tun, wa-
in unſeren Kräften ſteht, um einen Druck auf die polniſch:
Regierung auszuüben.

Tote in Oppeln.
Oppeln, 9. Mai. (W. T. B.) Heute vormittag kam et

in Oppeln zu einem bedauerlichen Vorfall. Ein von der Abe
ſtimmungspolizei feſtgenommener Pole wurde auf dem
Transport von der erregten Menge vor dem Bahnhof in der
Nähe von Forms Hotel erkannt und tätlich angegriffen. Als
er eine franzöſiſche Patrouille um Hilfe anrief und ſich als
Pole zu erkennen gab, machten die Franzoſen ohne weiteres

chuſſes auch alle anderen Ab

Proben auszuhalten. Dann taſtete er ſich im Finſtern durch
den Raum, unterſuchte ſein Gefängnis und erkannte, daß es
aus einem in ein Zimmer eingelaſſenen, eiſernen Käfig be-
ſtand. Jn der einen Ecke befand ſich eine Bank, in der anderen
ebenfalls, nur war dieſe etwas breiter und mit einer Matratze
bedeckt. Hal hatte früher etwas über Gefängniſſe geleſen

er beſchloß dieſer Matratze aus dem Wege zu gehen, ſetzt
ſich auf die harte Bank und dachte nach.

Es iſt Tatſache, daß es eine beſondere Gefängnispſychologie
gibt; genau wie der Umſtand des ewig gebeugten Rückens in
einer fünf Fuß hohen Ader und der vom Kohlenbrechen wun-
den Händen eine beſondere Pſychologie ausgeſtaltet: dann
gibt es noch eine dritte, die jenen eigen iſt, die, von der
Arbeit der Kohlenbergleute erhalten, ein Wohlleben führen.
Das erſte Gefühl im Gefängnis iſt, daß man ein Tier ſei
die tieriſche Seite der Menſchennatur tritt beſonders ſtark zum
Vorſchein; die tieriſchen Leidenſchaften, Haß und Angſt, er
reichen ungeheure Dimenſionen; bloß durch große geiſtige
Anſtrengungen kann es gelingen, ſie im Zaum zu halten.
Jſt man ein denkender Menſch, ſo denkt man im Gefängnis
unendlich viel; die Tage ſind lang, die Nächte noch länger,

man hat für alle möglichen Gedanken Zeit.
Die Bank war ſehr hart, ſchien allmählich immer härter

zu werden; in keiner Lage wollte ſie weich erſcheinen. Hal
erhob ſich, ſchritt auf und ab, legte ſich dann eine Weile nieder
und ſchritt dann abermals auf und ab. Die ganze Zeit
dachte er angeſtrengt nach und die ganze Zeit ſickerte die
Gefängnispſychologie tiefer und tiefer in ſeinen Geiſt ein.

Zuerſt bedachte er die naheliegendſte Frage. Was würden
ſie mit ihm anfangen? Das allerwahrſcheinlichſte war, ſie
würden ihn aus dem Bergwerk hinauswerfen und derart ein
für allemal mit ihm fertig werden. Würde dies jedoch ihrer
Wut genügen? Hal hatte vage von einer amerikaniſchen
Jnſtitution gehört, die die „dritte Sektion“ hieß; doch war
ihm niemals eingefallen, daß dieſe in ſeinem Leben eine
Rolle ſpielen könnte. Seltſam, mit was für anderen Augen
er dies nun alles anſah!

Hal hatte Tom Olſon mitgeteilt, daß er ihm nicht ver
ſprechen könne, eine Gewerkſchaft zu organiſieren, woh
aber verſprochen, den Wagekontrolleur durchzuſetzen. Da-

Nun ſaß Hal im Gefängnis, Ex trat aus Fenſter und mals hatte Olſon gelacht und anſcheinend beide Dinge
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von z Gevdrauqh und feuerten in diEin egsinvalide wurde getötet und drei Per:
e r verwundet. Jn der Stadt entſtand wegen dieſes

rfa eine neue Erregung. Heute nachmittag erließen
daraufhin die Vertreter der deutſchen politiſchen Parteien
in Oppeln folgende Bekanntmachung Der bedauerliche Ueber

iff franzöſiſcher Soldaten heute mittag vor Forms Hotelt die politiſche Leitung der deutſchen Berviteren veran
ßt, bei dem kommandierenden General von Oppekn ſofort

die Forderung zu erheben, daß den franzöſiſchen Poſten dasSchießen verboten wird, ſolange ſie nicht mit der Waffe in der

Hand angegriffen werden. Dieſe Forderung iſt bewilligt
worden. Die franzöſiſchen Soldaten dürfen alſo jetzt nur
ſchießen, wenn ſie angegriffen werden. Die Bevölkerung
O pelns wird aufgefordert, die franzöſiſchen Soldaten unbe
läſtigt zu laſſen, damit nicht wieder in den Straßen Oppelns
deutſches Blut fließt. Ordner mit weißen Armbinden werden
die deutſche Apo in ver Aufrechterhaltung der Straßenord-
nung unterſtützen, deren Anordnungen im allgemeinen Jnter-
eſſe Folge zu leiſten iſt.

Jtalieniſche Truppen bedroht.
T. U. Oppeln, 10. Mai. (Drahtnachricht.) Nikolai wird

von den Aufrührern immer enger unmſchloſſen. Die Jtaliener
ben geſtern nacht von einer eigenen Funkſtation aus einen
ilferuf nach Oppeln gerichtet, daß ſie nur noch bis MittaMunition haben. i 4 ans

Ein „Antiſemſt“.

Seit der mehrheitsſozialiſtiſche Abgeordnete Oſter-
roth in der Landtagsdebatte über die mitteldeutſchen Un
ruhen die läſtigen c Zwiſchenrufer Scholem
und Katz in ſeiner derben Weiſe abgefertigt hat, ſteht nicht
nur für die kommuniſtiſchen und unabhängigen Blätter, ſon
dern auch für manche liberale Kreiſe feſt, daß Oſterroth ein
großer Antiſemit iſt und der Judenhaß nunmehr
auch in die Mehrheitsſogzialdemokratie Eintgug gehalten hat.

Da fällt uns zufällig ein Artikel in die Hand, den
Nikolaus Oſterroth im Januar 1920 in der ſozialdemoktrati-
ſchen Preſſe veröſfentlicht hat; er rege die Ueberſchrift: „Der
Jude wir verbrannt“, und iſt von Oſterroth mit Namen ge-
zeichnet. Der Artikel geht von dem Gedanken aus, daß Un
huldſamkeit immer ein geine der politiſchen
Rückſtändigkeit geweſen iſt; jetzt ſuchten in Deutſch
land Kriegshetzer und Kriegsverlängerer, mit ungeheurer
Blutſchuld beladen, durch die infamſte Judenhetze die Volks
rache abzulenken. In allen Völkern, in allen Raſſen, in allen
Klaſſen gäbe es Edel menſchen neben menſchlichen
Beſtien. Aber vielleicht kein Volk habe im Blumengarten
der Menſchheit mehr gearbeitet als die Juden; denn ſie waren
zwei Jahrtauſende lang die Verfolgten und Unterdrückten.
In den KZualen des Ghettos ſeien die Gedanken der Humani-
tät fruchlbarer e als in den Burgen der Mäch-
tigen und auf dem Scheiterhaufen der Ketzerriecher. Und im

An V er t t„Jch lag im Weltkrieg an der polniſchen Grenze, nahe
bei dem furchtbar heimgeſuchten Kaliſch mit ſeiner größten
teils i Bevölkerung, deren jämmerliche Heime der
Krieg zerſtörte, deren kümmerlichen Erwerb er vernichtete.
Jm Sommer 1915, als die Kirſchen reiften, pachtete ein
kinderreicher alter kranker Jude an der Straße
nach Kaliſch eine Anzahl Kirſchbäume, um durch Handel
ſeinen Prigrbatt zu verdienen. Die Soldaten ſtibitzten ihm
eines Abends vor dem Gefangenenlager die Kirſchen, und auf
n Hilferufe miß handelten ſie ihn obendrein in der
ſcheußlichſren Weiſe. nahm ihn in Schutz und wollte die
Frevler auch zur Strafe melden. Der alte Jude ver
eitelte es. Eine Woche ſpäter brach die Ruhrepidemie
aus, und ich wurde krank ins überfüllte Revier eingeliefert.
Mit mir einer der Peiniger des alten Juden. Jrgendwie
erfuhr dies der alte Jude. Von da ab bis zu unſerer Ge-
neſung erſchien er jeden Morgen am Fenſter und brachte
nicht allein mir, ſondern auch ſeinem Peiniger Milch und
Weißbrot, wobei er ſich in der beharrlichſten Weiſe weigerte,
eine Bezahlung anzunehmen. Wer ſieht in ſolchen Zügen
nicht das Charakterbild des Leſſingſchen Nathan? Jm
Frühjahr 1917, in der ſchlimmſten Kohlrübenzeit, wurde ich
von meiner Ocganiſation reklamiert, um meine gewerkſchaft
liche Tätigkeit auszuüben, zu der auch die Rechtsſchutz-
erteilung gehörte, die von den Aermſten der Armen, den
Kriegskrüppeln, den Kriegswitwen und Kriegswaiſen in be

für gleichbedeutend gehalten. Und nun ſchien es faſt, als
hätte Olſon wohl gewußt, was er ſage. Denn urplötzlich war
Hals Angſt vor der Tyrannei der Gewerkſchaft und ihrer
Delegaten wie ausgelöſcht, mehr noch, er wünſchte von Herzen,
die Leute im NordTal möchten eine Gewerkſchaft organi-
ſieren und ſo tyranniſch ſein, wie ſie nur konnten! Dieſe
Sinnesänderung teilte Hal, gänzlich unbewußt, mit vielen Welt
verbeſſern, die als ſanfte, wohlwollende Verfechter irgend-
eines Gerechtigkeitsaktes beginnen und durch die Wandlung
der Gefängnispſychologie zu glühenden, entſchiedenen Revo-
lutionären werden. „Ewiger Geiſt der ungefeſſelten Seele“

ſagt Byron „Freiheit am gewaltigſten biſt du in Ketten!“
Und der Dichter fügt noch hinzu: „Wenn deine Söhne
im Kerker ſchmachten, trägt jedes Windes Flügel, der Frei-
heit Ruhm ihnen zu.“ Und wie es einſt in Chillon geweſen,
ſo ſchien es heute im NordTal zu ſein. Der Morgen kam,
Hal ſtand am Zellenfenſter, hörte die Pfeife aufkreiſchen, ſah
die Bergleute an ihre Arbeit gehen, die werkgebeugten, blaſſen
Geſchöpfe der Unterwelt, die gleich einem Affenzug im fahlen
Frühlicht vorbeiſchritten. Er winkte ihnen zu, ſie blieben
ſtehen, ſtarrten zu ihm herauf, winkten wieder. Er wußte, daß
jeder dieſer Männer über ſeine Gefangennahme und über
die Gründe derſelben nachdachte derart floß auch zu ihnen
eine Welle der Gefängnispſychologie hinüber. Hatten ſie

der Gewerkſchaft an und für ſich, oder der Notwendigkeit einer
Gewerkſchaft im NordTal mißtraut, ſo würden nun dieſes
Mißtrauen und jeglicher Zweifel ſchwinden!
Ein einziger Umſtand beunruhigte Hal; weshalb ließen

die Aufſeher ihn hier, wo ihn jeder ſehen konnte; ſie hätten
ihn doch ſo leicht in ein Automobil ſchleppen und nach Pedro
bringen können War es ein Zeichen der Verachtung, die
ſie für ihre Sklaven empfanden? Rechneten ſie damit, daß
der Anblick des Gefangenen weit mehr Furcht als Jngrimm
hervorrufe? Und war es nicht möglich, daß ſie die Arbeiter
viel beſſer kannten, als Hal? Er erinnerte ſich an Mary
Burkes Peſſimismus und kalte Angſt begann an ſeiner Seele
zu zerren; doch rang er, unter dem Einfluß der Gefängnis-
pſychologie, dieſe Angſt nieder, Er haßte die Geſellſchaft
um ihres Zynismus willen; mit geballten Fäuſten und zu
ſammengebiſſenen Zähnen verlangte es ihg, den Auffehern
eine Lektion zu erteilen, ihnen zu beweiſen, ihre Arbeiter
keine Srlaven, ſondern Männer ſind!

ſonderem Maße in Anſpruch genommen wurde. Zur Linde-
rung größter Not mußte ich oft den Bettelſack ſchwingen für
meine Schutzbefohlenen. An jüdiſchen Türen habe
ich nie vergeblich geklopft, im Gegenſatz zu h
begüterten Geſellſchaftskreiſen. Chriſtliche Barmherzigkeit

be ich in der Regel und vorbehaltlos nur bei Juden ge-
unden. Ein Kaufmann jüdiſcher Abſtammung aus meiner
ekanntſchaft hat in ſtrengſter Anonymität Wagenladungen

billiger Friedensware teils unentgeltlich, teils zu Friedens
preiſen meinen Armen gegeben, ſtatt ſie wie andere zu
Wucherpreiſen zu verkaufen. Nathans Größe, vor der ich in
Ehrſurcht den Hut ziehe, weil ich ſie in dieſem Ausmaß nur
bei Juden fand.“

So ſieht alſo der ſozialdemokratiſche Antiſemit Nikolaus
Oſterroth aus, der das Buch „Vom Beter zum Kämpfer“ ge-
ſchrieben hat. z jüdiſche Kreiſe ſollten objektiv genug ſein,
um einzuſehen, daß einen das Treiben der Katz und Scholem
anekeln kann, ohne daß man deswegen etwa eine ganze Ge-
meinſchaft von Menſchen für das Treiben dieſer edlen Blüten
denee hen Kommunismus verantwortlich zu machen ge-

enkt.

Däumig I und Däumig II.
Kürzlich iſt in der Preſſe von einem Briefe Däumigs die Rede

geweſen, den er am 28. März alſo nach Zuſammenbruch des
Putſches an die Zentrale der VKPD. gerichtet hat. Jn jenem
Schreiben z Däumig ſeinen ablehnenden Standpunkt gegenüber
der letzten kommuniſtiſchen Aktion in ſtärkſten Ausdrücken kund. Er
ſchreibt darin von einer „wahnſinnigen“ Politik und bedauert, daß
der Kampf gegen die Gegenrevolution ein Kampf von Teilen des
Proletariats gegen das Proletariat geworden iſt.

Ueber dieſe treffende Verurteilung des kommuniſtiſichen Put-
h von ſeiten Däumigs könnte man ſich freuen, wenn, ja wenn
nicht bekannt wäre, daß dieſer „Führer“ erſt nach dem Zuſam-
menbruch der Aktion zu dieſen Weisheiten gelangt iſt.
Aber noch aus einem anderen Grunde erſcheint uns der Rückzug
Däumigs ein recht kläglicher, denn er war es ja, der die Arbeiter
ſchaft zu „Aktionen“ geradezu aufrief und mit das Feld vorberei-
h dem nun die Kommuniſten eine ſo furchtbare Niederlage
erlitten.

Zur Erinnerung daran was Däumig Nr. I auf dem Fort-
ſetzungsparteitag des linken Flügels der USPD. in Halle am
Sonntag, den 16. Oktober, ſagte, wollen wir folgende Stelle aus
ſeiner Rede zitieren:

„Dieſer Parteitag, ſo wird man ſagen, iſt ein Parteitag der
u geweſen, in Wirklichkeit hat ſich aber nur eine

egierung vollzogen. Er hat in ſeinen Beſchlüſſen alle platoni-
ſchen Erklärungen jeder früheren internationalen Tagung weit
übertroffen. ir wollen aber nicht vergeſſen, daß wir nun dieſe
Beſchlüſſe auszuführen haben. ir müſſen uns klar da-
rüber ſein, daß nicht nur die geſamte bürgerliche Welt geſchloſſen
gegen uns gerichtet iſt, ſondern auch ein Teil der ſo-
zialiſtiſchen. s darf für uns nicht mehr die bloße For
derung, ſondern die große politiſche Aktion im Vordergrund
Pewen en revolutionären Kampf dürfen wir nicht mehr ver-
umpfen laſſen im organiſatoriſchen Kleinkram. Die Arbeiter-

klaſſe ſchreit nach Aktivität. Sagen Sie draußen im Lande der
Arbeiterſchaft, daß jetzt der proletariſche Kampf n nz andere
Mittel erfordert. Es heißt jetzt, aus dem Stadium der bloßen
Demonſtration zur Aktion überzugehen. Wir werden die größten
Schwierigkeiten auch im Kampf gegen die Gewerkſchaftsbureau-
kratie auszufechten haben, aber die Beſchlüſſe von Moskau ver

daß ſie ſo e wie möglich durchgeführt werden. Des-
halb müſſen wir die Arbeiterſchaft zur Aktivität erziehen.“

„Die große politiſche Aktion“ iſt gekommen; da ſie aber nicht
geklappt hat, lernt Däumig Il ſchnell um und klagt ſich und ſeine
ganze bisherige Politik an.

Jſt das nicht eine herrliche Führerſorte?

Levi's Ausſchluß beſtätigt.
Die Zentrale der KPD. nahm vom 3. bis 5. Mai. zur

innen- und außenpolitiſchen Lage Stellung und beſchäftigte
ſich insbeſondere mit den Anklagen der Oppoſition, die be
kanntlich die Märzaktion aufs ſchärfſte verurteilt. Der Aus-
ſchluß Paul Levi's aus der Partei wurde nach wiederholten
Ausführungen Levi's mit 36 gegen 7 Stimmen beſtätigt, und
mit dem gleichen Stimmenverhältnis werde er nochmals zur
ſofortigen Mandatsniederlegung aufgefordert. Die acht
Fraktionsgenoſſen Levi's, die ſich mit dieſem ſolidariſch er
klärt hatten, gaben hierzu eine kurze politiſche Erklärung ab,
über deren Jnhalt bezeichnenderweiſe die „Rote Fahne“ nichts
mitteilt. Jm übrigen kamen ſie n mit einem Rüffel
davon, und die Suspendierung der Ausübung ihrer Mandate
wurde aufgehoben.

Die „Verurteilungskommiſſion“ und der Kommunismus.
„Ein Kapp-Putſchiſt? Aber meine Hochachtung, Be

förderung gefällig, bitte recht ſehr! Ein KAP.Putſchiſt?
Vor das Sondergericht, ab ins Gefängnis, marſch ins Zucht-
haus!“ Unter ſolchem leider nur allzu berechtigten Stichwort
ibt Hermann Wendel in dem neuen Heft der „Glocke“ eined Kritik der Ausnahmegerichte, die er nach einem in der
ationalverſammlung von 1848 gefallenen Wort „Ver-

urteilungskommiſſion“ nennt. Die unheilvolle, langſam zu
einer ſchweren Gefahr werdende Wirkung betrachtet Wendel
im beſonderen im Hinblick auf die kommuniſtiſche Bewegung
und kommt dabei zu folgendem reſtlos zutreffenden Ergeb-
nis: „Der Kommunismus iſt ſeit dem Oſterputſch am Aus
einanderflicßen wie ein überreifer Käſe; dieſer Sozialismus,
„gepredigt aus Kanonenſchlünden“, ſtößt in ſteigendem Maße
die Arbeiter ab; die deutſche Filiale der Moskauer Firma
kann bald ihren Laden zumachen, wenn, ja! wenn ihr nicht
die Regierung mit einer großen Dummheit wieder aufhilft.
Die erſte und größte Dummheit aber iſt es, Märtyrer zu
ſchaffen. Das geſchieht im Zeichen der Sondergerichte Tag
für Tag, und jedes dieſer Zuchthausurteile iſt eine Kampfer-
einſprißung, die dem ſterbenden Kommunismus wieder für
eine Stunde neue Lebenskraft einflößt.“

Vereinigungsbeſtrebungen in Südweſtdeutſchland.
Jn der badiſchen Jnduſtrieſtadt Pforzheim nahmen

am Himmelfahrtstage 300 ſozialdemokratiſche Ge-
meinde vertreter aus dem Amtsbezirk Pforzheim und
den angrenzenden württembergiſchen Oberämtern zur Frage
des Zuſammenſchluſſes von Baden, Württemberg und den
Hohenzollernlanden Stellung. Das einleitende Referat hielt
der Reichstagsabgeordnete Genoſſe Geck- Mannheim. Die
Grenz verhältniſſe in dieſen Ländern wie das Schickſal
Deutſchlands überhaupt zwingen förmlich zu dieſem Ver
einigungswerk. Was in den Tagen der Revolution hier
verſäumt worden ſei, müſſe nunmehr mit größter Mühe
nachgeholt werden. Es ſei höchſte Zeit, die Grenzpfähle
zwiſchen Baden, Württemberg und Hohenzollern verſchwinden
zu laſſen. Nur 42 Millionen Einwohner zuſammen in
Baden und Württemberg leiſteten m wei Staatsminiſte-
rien, zwei Volksvertretungen, zwei Eiſenbahngeneraldirek-
tionen uſw. Auch die Schweiz werde den Zuſammenſchluß
dieſer drei Länder begrüßen.

Die ſozialdemokratiſchen Vertreter ſtimmten dem Refe-
renten in allen Teilen lebhaft zu. Sie beſchloſſen einmütig,
einen Arbeitsausſchuß zu gründen, der aus badiſchen

und Genoſſen zufammengeſetzt ſein ſoll.
Dieſer Arbeitsagusſchuß ſoll unverzüglich die Arbeiten für
den Zuſammenſchluß der drei Länder in Angriff nehmen.
Verſchmelzung innerhalb der Kriegsbeſchädigtenbewegung!

Die in Weimar am 16. und 17. April 1921 begonnenen
Einigungsverhandlungen zwiſchen dem Einheitsverband der
Kriegsbeſchädigten und Kriegerhinterbliebenen Deutſchlands,
e. V., Sitz Leipzig, dem Reichsbund der Kriegsbeſchädigten,
Kriegsteilnehmer und Kriegerhinterbliebenen, Sitz Berlin,
und dem Bund Deutſcher Kriegsbeſchädigter, e. V., Sitz Ham-
burg, wurden am 30. April und 1. Mai 1921 in Hamburg
durch eine neungliedrige Kommiſſion der vorgenannten Ver-
bände fortgeſetzt. Die Verhandlungen erſtreckten ſich auf die
Ausarbeitung eines Entwurfes einer Satzung für die zu bil-
dende Einheitsorganiſation.

Die zweitägigen Verhandlungen führten zu völliger
Uebereinſtimmung in allen wichtigen Fragen. Der Name der
neuen Organiſation ſoll lauten: „Reichsverband deutſcher
Kriegsbeſchädigter und Kriegerhinterbliebener, Sitz Berlin.“
Weiter gelang es, einen vollſtändigen Satzungsentwurf auf-
zuſtellen. Dieſer und das Ergebnis der Verhandlungen wird
nun den Jnſtanzen der beteiligten Organiſationen zur Be-
ſchlußfaſſung unterbreitet werden. Nach erfolgter Stellung-
nahme wird eine weitere Zuſammenkunft der Kommiſſion
ſtattfinden, um die notwendigen Vorbereitungen für die Ver-
ſchmelzung zu treffen und die erforderlichen Uebergangsbe-
ſtimmungen für alle Einzelheiten auszuarbeiten.

Die Einigung der vorgenannten Kriegsopferorganiſatio-
nen hat hiermit einen weiteren erfreulichen Fortſchritt ge-
macht, ſo daß zu erwarten ſteht, daß das Einigungswerk in
Kürze vollzogen ſein wird.

Die Friſt. Die Friſt des an Deutſchland gerichteten Ultima-
tums der Alliierten läuft, wie zur Klarſtellung der Sachlage her
vorgehoben ſei, am 11. Mai um Mitternacht ab. Um die erſte
Nachtſtunde des 12. Mai muß alſo bereits eine Entſcheidung ge
fällt ſein.

Die Ruhrarbeiter zum Ultimatum. Die überwiegende Mehr
heit der Gewerkſchaftsführer des Ruhrgebiets tritt für die An
nahme des Ultimatums ein. Seit Sonntag treffen feldmarſch-
mäßige Truppentransporte in Düſſeldorf und Duisburg ein.

Gewerhſchaftlices.

Tagung des Bundes der Techniſchen Angeſtellten und
Beamten.

Nach dem Vorſtandsbericht wird folgende Entſchließung ein
ſtimmig angenommen: Der Bundestag begrüßt den Beſchluß des
A. D. G. B. vom 23. März 1921, nachdem dieſer und der AfaBund
unter Aufrechterhaltung der beiderſeitigen organiſatoriſchen Selb-
ſtändigkeit einen Organiſationsvertrag zur dauernden Gemein-
ſchaftsarbeit aller freigewerkſchaftlich organiſierten Kopf und
Handarbeiter abſchließen. Der Bundestag empfiehlt dem Afa-
Bund, den in der A. D. G. B. Entſchließung vom 23. März 1921
enthaltenen Richtlinien zuzuſtimmen und die Reorganiſation des
AfaBundes ſchleunigſt durchzuführen.

Es folgte nun das Referat Kaufmann über Reuordnung
des Bau und Wohnungsweſens. Redner wies auf Grund amt-
lich geſammelten Materials auf das in vielen Städten und länd-
lichen Ortſchaften beſtehende Wohnungselend hin, welches bedroh
liche Gefahren für die Hygiene und Sittlichkeit bringe und zur
Verrohung der Jugend führe. Wenn nicht bald Abhilfe geſchaffen
werde, müſſe dieſer Zuſtand zum völligen Zuſammenbruch führen.
Abhilfe könne nur gemeinwirtſchaftlich erfolgen. Neben der
Staatshilfe müſſe die Selbſthilfe ſtehen. Die Ausführung von
Bauten ſollte von Verbänden ſozialer Baubetriebe und durch die
Macht der Gewerkſchaften erfolgen. (Lebhafter Beifall.

Eine Reſolution, welche dieſer Forderung Ausdruck gibt,
wurde einſtimmig angenommen.

Am zweiten Verhandlungstag wurden zunächſt mehrere An-
träge erledigt. Vom Finanzminiſterium wohnte ein Vertreter den
Verhandlungen bei. Ferner waren als Vertreter des Afa Bundes
der Tſchechoſlowakei Herr Hirſch und der franzöſiſchen Techniker
gewerkſchaft Herr Cretté rſchienen.

Alsdann ſprach Aufhäuſer über Fortführung der Räte-
geſetzgebung. Er hob hervor, daß dieſe Geſetzgebung nun durch
Schaffung von VBezirkswirtſchafts- ſowie Arbeiterräten weiter
ausgebaut werden ſolle. Eine Veränderung der Machtverhältniſſe
liege dieſer Einrichtung nicht zugrunde, dennoch ſtänden die ge-
werkſchaftlichen Organiſationen ihr mit größtem Jntereſſe gegen
über, denn ſie dürfte wenigſtens den Abbau der Vormachtſtellung
des Kapitalismus bringen. Eine Hauptaufgabe für ſie ſei in
Ausübung der Kontrolle zu erblicken. Der Sozialismus werde
durch die Rätegeſetzgebung nicht verwirklicht werden, aber ſie
werde eine Machtpoſition zur Erleichterung künftiger Kämpfe ſein.

(Stürmiſcher Beifall.)
Eine Entſchließung im Sinne des Vortrages fand wider

ſpruchslos Zuſtimmung.
Ueber Tarifpolitik der techniſchen Angeſtellten ſprach

Gramm, deſſen Ausführungen durch Annahme einer entſprechen-
den Entſchließung gebilligt wurden.

Hierauf folgten Begrüßungsanſprachen der Herren Hirſch
(Tſchechoſlowakei) und Crettsé (Frankreich), die jubelnden Bei-
fall auslöſten.

Dritter Verhandlungstag.
Ueber die Tarifpolitik der techniſchen Angeſtellten hielt

Gramm das Referat. Seine Ausführungen gipfelten in der
Forderung, daß der Lohn dem Arbeitnehmer die Möglichkeit bie
ten müſſe, die Koſten ſeines Lebensunterhalts und des Unterhalts
ſeiner Familie unter Berückſichtigung des Familienſtandes zu be-
ſtreiten. Durch ein Umlageverfahren ſollen ſämtliche Arbeitgeber
jedes Gewerbes zu Familienzulagen herangezogen werden, da es
dann dem einzelnen Arbeitgeber gleich ſein könne, ob er Familien
väter oder ledige Arbeiter in Beſchäftigung nehme. Eine ent-
ſprechende Entſchließung gelangte gegen wenige Stimmen zur An-
nahme

Nachdem weitere interne Bundesangelegenheiten erörtert
waren, ſchritt man zur Wahl der Bundesleitung. Der Bundes-
vorſtand beſteht aus 15, der Bundesausſchuß aus 25 Mitgliedern,
die ſich aus allen Gegenden Deutſchlands zuſammenſetzen. Die Ge
ſchäftsführer wurden wieder aufs neue beſtätigt.

Darauf wurde der zweite Bundestag mit einem Rückblick ouf
die geleiſtete Arbeit und dem Wunſche, daß die Beſchlüſſe zum Wohle
des Bundes ausfallen mögen, geſchloſſen.

Verantwortlich: Für Politik Parteinachrichten und Gewerk liches PaulTäumel; „Aus dem Stadtkreis* und Feuilleton Wirl! r für
Provinz und den übrigen redaktionellen Teil Karl Garbe; für die JnſerateWilhelm Herzig; ſämtliche in Halle. Druck und Verlag e Seele

G. m. b. H. zu Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
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Vollendetin Form, Schnitt und Sitz, hervorragend gut in Verarbeitung, vornehm in Ausstattung, in ausgesucht schönen Stoffen,
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Halle, Dienstag, 10. Mai 1921. Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 107
Partel-Angelegenpeiten.

Arbeiterjugend. Dienstag von 6 U Sviel-abend auf der Peißnis g hr an Spiel- und Tanz-
Halliſcher Gewerkſchaſts und Vereinskalender.

Zentralverband der Angeſtellten. Heute abend 8 Uhr
(nicht 8 Uhr) im Volkspark Generalverſammlung. Zu dieſer
wichtigen Verſammlung müſſen alle Kolleginnen und Kollegen un
bedingt erſcheinen.

Halle, 10. Mai 1921.

Zuſchriften für den redaktionellen Teil
der „Volksſtimme“ ſind ſtets an die Adreſſe:

Redaktion der „Volksſtimme“, Halle-S., Gr. Brauhausſtr. 17
zu richten. (Telephon Nr. 6802.)

Sendungen für den Verlag, Expedition, Jnſeratenteil
und Buchhandlung

gehen an den
Verlag der „Volksſtimme“, Gr. Ulrichſtr. 27

(Telephon Nr. 5407).

Auf richtige Frankierung achten
Mitgliederverſammlungen der Freien Volksbühne.

Als am 5. September v. J. die Gründung einer Freien Volks
bühne beſchloſſen wurde, da unterblieben natürlich auch nicht jene
Stimmen, die dem neuen volkstümlichen Unternehmen eine kurze
Dauer und wenig Lebensfähigkeit weisſagten. Heute ſtehen wir
am Abſchluß einer gewiſſen Probezeit und können nun mit Recht
behaupten, daß ſich der Gedanke der Volksbühnengemeinde durch-
geſetzt und in weiten Volkskreiſen Platz gegriffen hat. Es muß
allerdings auch darauf hingewieſen werden, daß leider noch viel zu
wenig Arbeiter ſich der Volksbühne angeſchloſſen haben. Das iſt
bedauerlich im Hinblick auf die Aufgaben und Ziele der Volks-
Kunſtgemeinde. Die Entwicklung derſelben hängt davon ab,
wie innig das Volk mit der Volksbühne verknüpft iſt.

Die bisher gebotenen Aufführungen, wie „Stützen der Geſell
ſchaft“, „Maria Magdalena“, „Uriel Acoſta“ uſw. konnten ſich einer
aufrichtig warmen Teilnahme erfreuen und ließen in ihrer Wir-
kung immer wieder den Wunſch auftauchen, dieſe Kunſt in noch
größere Volkskreiſe dringen zu laſſen. Hoffen wir, daß es bald
gelingen möge, die Zahl der Mitglieder zu verdoppeln.

Heute abend s Uhr finden die Mitgliederverſammlungen
der Freien Volksbühne ſtatt. Folgende Verſammlungslokale kom-
men für die einzelnen Diſtrikte in Frage:

die Bezirke 1 bis 14 im „Hofjäger“, Lindenſtraße;
die Bezirke 15 bis 22 ſowie die Mitglieder aus Ammendorf,

Merſeburg, Döllnitz, Oſendorf, Radewell im Reſtaurant „St.
Nikolaus“, Nikolaiſtraße 9/11;

die Bezirke 23 bis 29 ſowie die übrigen Ortſchaften der Um
gebung im kleinen Saal der „Thaliaſäle“;

die Bezirke 30 bis 36 im kleinen Saal der „Saalſchloß-
brauerei“, Seebener Straße.
Eintritt nur gegen Vorzeigen der Mitgliedskarte.
Die Wichtigkeit der Verſammlungen erfordert die Teilnahme

aller Mitglieder. Es ſoll darin Bericht erſtattet werden über die
bisherige Tätigkeit der Geſchäftsführung und des künſtleriſchen
Vorſtandes. Jn einer anſchließenden Anſprache wird den Mit-
gliedern Gelegenheit geboten ſein, ihre Wünſche hinſichtlich ves
Ausbaues der künſtleriſchen Veranſtaltungen uſw. kundzugeben.
Da zugleich Vertreter für die Hauptverſammlung zu wählen ſind,
ſo werden die Mitglieder darauf Wert legen müſſen, ſolche zu ent-
ſenden, in denen ihre Anregungen und Wünſche Ausdruck finden.
Für die neue Spielzeit wird alſo der Verlauf der Mitglieder-
verſammlungen entſcheidenden Einfluß gewinnen. Deshalb er

geht der Ruf an die Mitglieder, dieſe Verſammlungen unbedingt
zu beſuchen.

hddallccccccc-0—92]—

éondergericht.

Die Urteile aus den Sonnabendverhandlungen.
Die Verhandlungen werden von der Krüger-Kammer geführt.

Folgende Leungaarbeiter haben ſich zum größten Teile wegen ge
ringfügiger Beteiligung an den Putſchvorgängen zu verantworten:
Friedrich Gerecke, 27 Jahre alt, Alfred Müller, 21 Jahre, Hermann
Rothe, 17 Jahre, Franz Bieler 28 Jahre, Kurt Albrecht, 24 Jahre
und der 18jährige Herbert Aehle.

Das Gericht verhängt folgende Urteile:
Bieler 1 Jahr 6 Monate Zuchthaus, 5 Jahre Ehrverluſt,

Gerecke 1 Jahr Gefängnis, Müller 1 Jahr Gefängnis,
Rothe 4 Monate Gefängnis, Albrecht 5 Monate Gefängnis,
Aehle 8 Monate Gefängnis. Rothe und Aehle wurde be-
dingter Strafaufſchub gewährt.

Ferner wurde verhandelt gegen den Angeklagten Schnitzer,
Hermann, Schnitzer, Willi, Grimm, Otto, Müller,
Walter, ſämtlich aus Kloſtermansfeld. Den Angeklagten wird
ſchwerer Landfriedensbruch, Verſtoß gegen das Entwaffnungs-
geſetz und Anſchluß an bewaffnete Haufen zur Laſt gelegt. An-
geklagter Schnitzer, Hermann, gibt an, von dem Bergmann Friedr.
Wölfer aus dem Bett geholt worden zu ſein mit der Auf-
forderung, eine Verſammlung einzuberufen, da der Generalſtreik
ausgebrochen ſei. Er weigert ſich, die Verſammlung einzuberufen.
Der Aktionsausſchuß verbietet weiter zu arbeiten. Der Ange
klagte geht trotzdem zur Arbeit und wird von den Arbeitern Fritz
Wiebach und Böſau gefaßt. Er wird aufgefordert, die Be-
ſtrafung eines Kommuniſten, die er herbeigeführt hat, durch Teil-
nahme am Putſch wieder gutzumachen. Auch gibt er an, ein
Geſuch um Einſtellung in die Reichswehr gemacht zu haben. Um
der Teilnahme am Putſch zu entgehen, ſei er zu ſeiner Tante nach
Helbra gegangen. Anterwegs habe er Friedrich Römer ge-
troffen, der dem Aktionsausſchuß Helbra von ſeinem Kommen
Mitteilung gemacht. Jn Helbra iſt er dann von einem gewiſſen
Hoffmann zum Aktionsausſchuß geführt worden. Man hat ihn
dann unter Vorhaltung einer Piſtole gezwungen, in
Ziegelroda Waffen zu beſchlagnahmen und ihm eine Handgranate
in die Hand gedrückt. Er hat nachher bei dem Gutsbeſitzer Mer-
tens, wie er angibt in höflichem Tone, die Herausgabe des vor-
handenen Jagdgewehres gefordert. Desgleichen hat er bei dem
Kohlenhändler Ludwig das Gewehr geholt. Er ſei dann wie
der nach Kloſtermansfeld zurückgekehrt, wo ihn ſein Vater verſteckt
gehalten habe. Der Angeklagte Schnitzer, Willi, iſt mit ſeinem
Bruder mitgegangen und gleichfalls gezwungen worden, Waffen in
Ziegelroda zu beſchlagnahmen. Er hat beim Fleiſchermeiſter
Reißner ein 71er Gewehr ohne Schloß geholt. Der Angeklagte
Grimm, Otto, iſt in Helbra von Hoffmann angehalten und
unter Bedrohung mit dem Revolver zur Fahrt nach Ziegelroda
gezwungen worden. Er hat das Gewehr beim Fleiſchermeiſter
Reißner mitgeholt. Angeklagter Müller, Walt., iſt mit Grimm
zuſammen angehalten worden. Er bekam das Mertensſche Ge-
wehr. Verweigerte jedoch die Annahme von Munition. Außer-
dem hat er vor dem Lebensmittellager Helbra Poſten geſtanden.

Der Staatsanwalt ſtellt in Abrede, daß die Angeklagten ge
zwungen worden ſeien. Er beantragt gegen Schnitzer, Herm.,
1 Jahr Zuchthaus, Schnitzer, Willi, 7 Monate, Grimm, O.,
4 Monate und Müller, Walter, 8 Monate Gefängnis.

Der Verteidiger bittet mildernde Umſtände walten zu laſſen,
da die Angeklagten Verführte ſeien.

Das Urteil lautet: Schnitzer, Hermann, 3 Jahre Zuchthaus,
5 Jahre Ehrverluſt und 300 Mk. Geldſtrafe; Schnitzer, W., 1 Jahr
6 Monate Gefängnis und 300 Mk. Geldſtrafe; Grimm, Otto, 8 Mo
nate Gefängnis und Müller, Walter, 1 Jahr Gefängnis und 300
Mark Geldſtrafe

Jn der Zwiſchenpauſe kann es ein Sipowachtmeiſter nicht
unterlaſſen, durch Herumzeigen von Photographien und Erzäh-
lungen von Schauermärchen die Zeugen gegen die geſamte Ar
beiterſchaft aufzuhetzen, die bei ihm nur Schweine ſind
und als ſolche behandelt werden müſſen. Jn der folgenden Ver-
handlung zeigen ſich bereits die Folgen.

Es wird gegen den Angeklagten Czepuk, Franz, verhandelt
wegen Verſtoßes gegen S 125 II, 127 II, und Entwaffnungsgeſetz. A.
Er iſt gezwungen worden, mitzumachen. Als Rotgardiſten in
Roitzſch einzogen, iſt er aus Neugierde in ihre Nähe gegangen und
iſt unter Waffengewalt gezwungen worden, Rotgardiſt zu werden.
Er iſt von Roitzſch nach Gröbers mitgezogen und wurde hier unter
Bewachung von drei Rotgardiſten zum Poſtenſtehen gezwungen.
Später hat er auf Bahnhof Gröbers Wache geſtanden und iſt bei
den Wirren, die durch die Ankunft der Sipo entſtanden, ausge
riſſen. Fünf Radfahrern, die ihn und ſeine Kameraden zurückholen
ſollten, iſt er nicht gefolgt. Er iſt, um Arbeit zu erhalten, VKPD-
Mann geworden. Zuge Schumann, Albert, ſagt aus, daß ſechs
Mann auf dem Bahnhof Poſten geſtanden haben. Seine Tochter
habe ihn dann in Halle darauf aufmerkſam gemacht, daß der An-
geklagte unter dieſen ſechs Mann geweſen ſei. Näheres könne er
nicht ausſagen. Zeugin Schumann, Johanna, behauptet, der An
geklagte ſei unter den Poſten geweſen. Näheres weiß auch ſie nicht.

Der Staatsanwalt glaubt den Ausſagen nicht. Es habe kein
Zwang vorgelegen, ſonſt hätte der Angeklagte eher fliehen müſſen.
Er beantragt 1 Jahr 6 Monate Gefängnis und 300 Mark Geld-
ſtrafe.

Der Verteidiger tritt warm für den Angeklagten ein. Zwang
ſei unbedingt zu bejahen, was ſich vor allen Dingen darin zeige,
daß er bei der erſten Gelegenheit entflohen ſei. Wegen Mangels
an Zeugen wird vertagt.

Als letzter Angeklagter erſcheint Rammelt, Fritz. Er war
zur Verbandsverſammlung in Drehpyitz und iſt von dort aus Neu
gierde nach Nebra gegangen und dort in die Rote Truppe ein-
gereiht worden. Er hat Poſten geſtanden ohne Gewehr. Er ver-
ſteht überhaupt nicht mit Waffen umzugehen. Am erſten Feiertag
iſt er von ſeinen Eltern geholt worden. Der Staatsanwalt iſt der
Anſicht, daß der Angeklagte trotz ſeiner Beſchränktheit ſich hätte
klarmachen müſſen, was er täte. Er beantragt 6MonateGefäng-
nis. Der Verteidger hält es für gänzlich ausgeſchloſſen, daß der
Angeklagte bei ſeiner Beſchränktheit ſeine Tat nicht hätte über
ſehen können. Er beantragt Freiſprechung. Das Gericht verur-
teilt ihn trotz alledem zu 7 Monaten Gefängnis.

Mißhandlung von Gefangenen.
Am geſtrigen Montag tagten zwei Kammern. Die Thorweſt

Kammer in der Steinſtraße und die Stammkammer in der Moritz-
burg. Die Verhandlungen zeigten, daß doch trotz ailer Abkleug-
nungsverſuche Mißhandlungen der Gefangenen vorgekommen ſind.

Thorweſtkammer: Der erſte Angeklagte Thurmann iſt
nicht erſchienen. Es haben ſich noch die Angeklagten Schulze,
Franz aus Altranſtädt, Eberlein, Fritz und Kruber,
Ernſt, ſämtlich 20 Jahre alt, wegen Verſtoß gegen S 125, I,
S 127, II Str. G. B. zu verantworten. Schulze, Franz, iſt beim
Wechſeln der Arbeitsſtelle in Leung feſtgehalten worden und unter
Androhung des Erſchießens gezwungen worden, in Spergau Waf-
fen zu ſuchen. Er gibt an, bei der Verhaftung von einem Schupo-
wachtmeiſter und einem Hauptmann geſchlagen worden zu ſein,
was der Zeuge Koblen z beſtätigen könne. Eberlein und Kru-
ber ſind gleichfalls beim Abholen des Lohnes in Leuna feſtgehalten
worden und haben den Zug nach Spergau mitgemacht. Die ge
ladenen Zeugen Koblenz jr. und Frau Koblenz können nur an-
geben, daß die Angeklagten mit in ihr Haus eingedrungen ſind,
um Waffen zu beſchlagnahmen. Leider unterläßt es der Vor
ſitzende des Gerichts den Zeugen Koblenz nach den Mißhand-
lungen ſeitens der Beamten zu fragen. Der Staatsanwalt bean-
tragt 1 Jahr Gefängnis. Das Urteil lautet: 10 Monate Ge-
fängnis für jeden Angeklagten.

Des weiteren hat ſich Fritzſche, Friedrich, aus Nebra zu
verantworten. Er hat einen Zug zur Beſchlagnahme von Waffen
nach Zingſt und Vitzenburg mitgemacht. Die Zeugen Frl. Her-
bert, Roſa und Förſter Wachsmuth, Paul, geben an, daß der
Angeklagte die Führung des Zuges gehabt hätte. Erſtere iſt ſogar
mit Erſchießen bedroht worden. Graf Schulenburg, Vitzen-
burg, hat den Angeklagten nicht in Ausübung der Führerrolle ge-
ſehen. Der Staatsanwalt nimmt ſchweren Landfriedensbruch an
und beantragt 3 Jahre Gefängnis.

Urteil: z Jahre Zuchthaus und 5 Jahre Ehrver-
Iuſt.
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Weiter iſt angeklagt Schreiber, Edwin, aus Zetſch. Er
ſoll in der Roten Armee gekämpft haben. Die Zeugen, beſonders
der Schraplauer Kapellmeiſter, der die „Rote Armee“ mit Muſik
begleiten mußte, können nichts Belaſtendes ausſagen. Sie haben
den Angeklagten nur mit roter Kreuzbinde geſehen. Der Staats-
anwalt beantragt Freiſprechung. Sonderbarerweiſe erkennt das
Gericht auf 6 Wochen Gefängnis unter Anrechnung von 14 Tagen
Unterſuchungshaft und Strafausſetzung von 3 Jahren.

Als nächſter erſcheint der Photograph Wiedemann, Hugo,
auf der Anklagebank. Der Angeklagte macht einen bemitleidens-
werten Eindruck. Sein Nervenſyſtem iſt vollſtändig zuſammen
gebrochen. Er iſt Kompagnieführer in Leuna geweſen
und hat einen Streifzug geführt. Der Sachverſtändige Dr. Zorn
erklärt, daß der Angeklagte erblich belaſtet, hyſteriſch und
jedem Einfluß unterliegen müſſe. Er ſei zwar nicht geiſtesgeſtört,
jedoch könne man ihn für ſeine Handlungen nicht voll verantwort-
lich machen. Der Staatsanwalt beantragt 1 Jahr Gefängnis.
Das Urteil lautet 6 Monate Gefängnis und Strafausſetzung von
3 Jahren.

Als letzter erſcheint der Angeklagte Lehner, Guſtav. Der
Angeklagte hat ſich, um ſeine Arbeit zu behalten, nach Leung be
geben und iſt dort mit Gewalt feſtgehalten worden. Bei einem
Fluchtverſuch iſt er beſchoſſen, erwiſcht und wieder nach Leuna
zurückgebracht worden. Er hat dann unter Aufſicht von Bewaff-
neten eine Straße aufreißen müſſen. Der Staatsanwalt bean-
eragt 1 Jahr Gefängnis. Das Urteil lautet J Monate Ge-

fängnis und Strafausſetzung von z Jahren.
Die Verteidigung der Angeklagten muß als geſchickt bezeichnet

werden. Be eichnend für die Arbeit unſerer Juſtiz iſt, daß der
Angeklagte, ohne daß ein Haftbefehl vorlag und ohne
Wiſſen des Gerichts 4 Monate in Haft geſeſſen hat. Wer erſetzt
den verlorengegangenen Verdienſt?

Von der Stammkammer iſt als Bedeutendes nur anzugeben,
daß auch dort Beſch werde wegen Mißhandlung er-
hoben wurde. Bezeichnend für die Geſinnung des Staatsanwalts
iſt, daß er die angeklagten Aktionsausſchußmitglieder Hydewitz,
Emil, Ratgeber, Karl und Bobbe, nicht für wert hielt, wegen Hoch-
verrates zu beſtrafen, denn ſie ſeien ja nur Rädelsführer. Dem-
nach iſt es für den Herrn Staatsanwalt eine Ehre Hochverräter zu
ſein. Wir können uns jetzt die Verehrung von Herrn Kapp und
Genoſſen erklären. Die erſten beiden Angeklagten wurden frei
geſprochen. Die Verhandlung gegen Bobbe wurde vertagt.

Fundſachen der Straßenbahn.

Jn der Zeit vom 1. 30. April 1921 ſind die nachſtehend
aufgeführten Gegenſtände in den Wagen der ſtädtiſchen Straßen
bahn gefunden worden:

6 Spazierſtöcke, 6 Regenſchirme, 14 paar Handſchuhe, 4 ein-
zelne Handſchuhe, 8 Portemonnais, 2 Pompadours, 1 Handtaſche,
4 Frühſtückstaſchen, 1 Markttaſche, 1 Marktnetz, 1 Beutel, 1 Sack.
3 Bücher, 2 Zeichenblöcke, 1 Paket Schreibpapier, 1 Rolle Pack-
vapier, 1 Zweimarkſchein, 1 pbotogr. Apparat, 1 Tabakvpfeife, 1
eiſerner Syaten, 2 Schlüſſel, 2 Töpfe, 12 Schachteln Salverſan,
1 Ohrring, 1 Kinderſchub, 1 Haarſpange, 1 Kiſſen, 1 Kiſſenbezug,
1 Paket Stoff und 1 Schlüſſel, 1 Arbeitsſchürze, 1 Paar Hand-
müffchen.

Die Empfangsberechtigten weredn unter Hinweis auf
s 980/981 B. erſucht, ihre Rechte in unſerem Fundbüro,
Berlinerſtraße 1, innerhalb einer Friſt von 3 Monaten vom
heutigen Tage an gerechnet, geltend zu a

Nach Ablauf dieſer Friſt werden die Fundſtücke öffentlich
verſteigert.

Der Zeitpunkt der Verſteigerung wird ſ. Zt. bekannt gegeben.
Die öäffentli Verſteigerung der im Monat Oktober 1920 bis
31. Januar 1921 gefundenen, nicht abgeholten Stücke, findet am
Dienstag, den 24. Mai 1921, vormittags 9 Uhr in der Wagen
halle, Berlinerſtraße 1, ſtatt.

Fundbüro. Jn der Zeit vom 16. bis 30. April 1921 ſind nach-
ſtehende Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder angemeldet
worden: 2 Schäferhunde, mehrere Geldbeträge, blaugeſtreifter
Barchentſtoff, 1 Hund und Spielkarten, 1 Brille, 1 Brieftaſche mit
Jnhalt, 4 Geldtaſchen mit Jnhalt, 6 Gardinen, 1 ſchwarzer Rock,
1 grünes Kleid, 1 Seidenbluſe, 2 Bettbezüge, 1 Bettlaken, 1 Kopf
kiſſenbezug, 2 Klemmer, 1 ſchwarzes Beſuchstäſchchen, 1 Arbeits
joppe, 1 rotbraune Handtaſche mit Jnhalt, 1 kleiner ſchwarzer Hund,
1 Gläschen mit 9 Steinen, 1 Karton mit Eiern, Papiere auf den
Namen Labs, 1 ſchwarzer Spitz, 1 Radehacke und 1 Skunksmuff.
Die unbekannten Eigentümer der bezeichneten Ggenſtände werden
aufgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im Polizeiverwal-
tungsbüro, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 100, geltend zu machen. Die
nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die Armenverwal
tung oder an den Finder abgegeben werden.

Werner Scholem und der „politiſche Meuchelmord. In der
„Freiheit“ leſen wir:

„Jn einer Notiz der „Roten Fahne“ vom 23. April, war die
Behauptung aufgeſtellt worden, Franz P Se pfert und Otto
Rühle hätten aus einem revolutionären Fonds 60 000 Mark ent
wendet und der rlize den Aufenthalt des Max Hölz verraten,
weil dieſer von der Unterſchlagung Kenntnis gehabt habe. Die
Beſchuldigten haben daraufhin, einer Berliner Korreſpondenz zu
olge, der Geſchäftsordnungskommiſſion des Preußiſchen
andtages einen Antrag eingereicht. worin ſie um die Er-

laubniserteilung erſuchen, gegen das Mitglied des Landtages, Ab-
geordneten Werner Scholem, ein ſtrafrechtliches Verfahren
einzuleiten, wegen eines moraliſchen und politiſchen
Meuchelmordes. Dieſes Verbrechen ſei von dem Abgeordneten
Werner Scholem, in ſeiner Eigenſchaft als verantwortlicher Redak-
teur der „Roten Fahne begangen worden. Die Antragſteller be-
tonen zur Begründung ihres Antrages, daß es wohl auch den auf
die Wahrung der Jmmunität der Abgeordneten eines bürgerlichen
Parlaments peinlich Bedachten nicht in den Sinn kommen dürfte,
die Jnhaber der Jmmunität als berechtigt anzuerkennen, in ihrem

Beruf mit der Ehre ihrer politiſchen Gegner beliebig zu
verfohren.“

Der ehemalige „Volksblatt“-Redakteur Scholem kann in ſei-
nem neuen Wirkungskreiſe ſchon auf mancherlei F e“ zurück
blicken. ScholemGeiſter ſind jetzt führend in der VKPD. Sekte
rn wer wollte beſtreiten, daß dieſe nicht dadurch „gewonnen

ätte?
Die neuen Freimarken. Wie vom Reichspoſtminiſterium mit

wird, beginnt die Reichsdruckerei jetzt mit der Verſendung
er erſten neuen Freimarken mit den Werten zu 5, 10 und 30 Pfen-

nig. Die neuen Marken wie bereits berichtet, den Dienſt-
maärken, da ſie außer der Aufſchrift Deutſches Reich“ nur die gro
ßen Wertziffern enthalten. ie Marken ſind in Buchdruck auf
weißem, mit dem bisherigen Waſſerzeichen der Germaniamarkenverſehenen Papier hergeſtellt. Die Funſgtgpfenni marke iſt rot
lila, die Zehnpfennigmarke grünoliv und die Dreißigpfennig-
marke r hergeſtellt. Aer dieſen drei Werten werden in glei-
chem Muſter Marken zu 15, 25, 40 und 50 Pfennig ausgeführt.
Die Farben ſind grünblau für den 15 Pf.-, rotbraun für den
25 Pf.-, dunkelorange für den 40 Pf. und lila für den 50 Pf.Wert.

Erſtattung von Reiſekoſten und Ausfall an Arbeitsverdienſt
ür Kriegobeſchädigte bei Vorladungen zu den Verſorgungsbehör-

n. Der 8 538 des Reichsverſorgungsgeſetzes beſtimmt, daß bei
re zu einer ärztlichen Unterſuchung von der Verſorgungs-
behörde die dadurch notwendig werdenden Reiſekoſten, Koſten der
Verpflegung und Unterkunft ſowie der entgangene Arbeitsverdienſt
in angemeſſenem Umfange zu erſetzen ſind. Dadurch iſt, wenn auch
nicht ganz, ein alter Uebelſtand abgeſtellt worden. Mehrfach wer
den aber Vorladungen notwendig, bei denen eine ärztliche Unter
uns nicht ſtattfindet. Beſonders bei den jetzt vorzunehmenden

manerkennungen der Ferſor gung ebührniſſe tritt dies in Er-ſcheinung. Mehrfach haben ſich ſſerenren zwiſchen den Verſor-

ber ien und den Verſorgungsbehörden dieſerhalb er-
geben. Der Reichsbund der Kriegsbeſchädigten hat ſich zur Klä-
rung dieſer Angelegenheit an das Reichsarbeitsminiſterium ge-
wandt und von dieſem die Mitteilung erhalten, daß bei Vor-
ladungen, die aus Anlaß der Umanerkennungen durch die Verſor-
ungsbehörden angeordnet werden, der 21 der Verordnung zur
usführung des eſegog über die Verſorgungsbehörden Anwen-

dung zu finden hat. Dort iſt im letzten Abſaß beſtimmt, daß die
baren Auslagen ſowie Entſchädigung für Zeitverluſt Verſorgungs-
berechtigten in angemeſſenem Umfange zu erſetzen ſind. Dies gilt
aber nur dann, wenn das perſönliche Erſcheinen der Verſor 7
berechtigten von der Verſorgungsbehörde angeordnet iſt. Wird je-
mand von ſich aus, alſo ohne perſönliche Vorladung, bei den Ver
ſorgungsbehörden vorſtellig, ſo hat er keinen Anſpruch auf Erſatz
der Reiſekoſten und des entgangenen Arbeitsverdienſtes.

Freie Volksbühne Halle. Herr Adalbert Kriwat hat zur
Wahrnehmung des Geſchworenenamtes einen vierzehntägigen Ur-
laub angetreten. Aus vie Grunde trat Herr Krahé in der
Rolle des Flamm in der „Roſe Bernd“ an ſeine Stelle.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 7 Uhr gelangt „Alt-
Heidelberg“ zur Aufführung. Mittwoch, abends 7 Uhr geht die
Oper „Madame Butterfly“ (Die kleine Frau Schmetterling) von
Puccini in Szene. Jn den Hauptrollen ſind beſchäftigt: Hilde
Voß (Butterfly), Anna Enghardt (Suzuki), Gertraud Walſch
(Kate Linkerton), Carlauguſt Neumann (Sharpleß), in Vertretung
der erkrankten Mitglieder Fritz Schneider und Eugen d' Albert
ſingt Fritz Windgaſſen vom Staatstheater in Caſſel die Partie
des Linkerton und Walter Elſchner von den Städtiſchen Theatern
in Leipzig die Partie des Goro. Cornelius Barck (Onkel Bonze),
Wilhelm Hackel (Yamadori), Kurt Schreiber (Kommiſſär).
Spielleitung: Auguſt Roesler, muſikaliſche Leitung: Felix Wol-
fes. Für Donnerstag iſt Shakeſpeares „Othello“ in Vorbereitung,
am Freitag wird die Oper „Salome“ wiederholt. Sonnabend
„Wenn Liebe erwacht“, Sonntag nachmittag Volksporſtellung „Rot
käppchen“, Sonntag abend „Madame Butterfly“, Montag nach-
mittag Volksvorſtellung „Menagerie“, Montag abend „Lohen

Der und Opperettenabend in Koſtümen im

ri im to9 bende: im Theaterſaal im Konſerva

An die falſchen Adreſſen
richtet ſich ein Aufruf, den man an den Anſchlagſäulen leſen kann,
worin die „Volksgenoſſen“ aufgefordert werden, mit Rückſicht auf
die von der Entente eingeführten Strafzölle den Verbrauch aus
ländiſcher Gegenſtände einzuſchränken. Der Arbeiter, Angeſtellte
und Beamte kann ſich ausländiſche Gegenſtände nicht leiſten. Selbſt
der Tabak, den er in ſeiner Pfeife raucht, entſtammt den Gefilden
des Eichsfeldes oder der Uckermark. Teure Zigarren, Schokolade,
franzöſiſchen Kognak u. dergl., Toiletten aus Paris und Reiſen
nach Jtalien leiſten ſich nur diejenigen, welche es dazu haben, und
ihnen fällt es gar nicht ein, auf die Genüſſe einer Jdee zuliebe zu
verzichten. Dieſe edlen Volksgenoſſen kennt man auch vom Kriege
her, wo das „Durchhalten“ ſo eindringlich den anderen empfohlen,
ſelbſt aber nicht befolgt wurde.

Döllnitz. Verſammlung der SPD. Auch hier iſt der
KAPD.-Terror gebrochen. Jn einer öffentlichen Volksverſamm-
lung, die außerordentlich gut beſucht war, rechneten die Genoſſen
Thiele und Flücht mit den Gewaltpolitikern aller Schattie-
rungen von links und rechts gründlich ab. Die bisher hier vor
herrſchende anarchiſtiſch-bakuniſtiſche Propaganda der „Kommu-
niſten“ wurde in ihrer ganzen Gefährlichkeit gezeichnet. Reicher
Beifall lohnte die Ausführungen. Jn der Diskuſſion bewies der
eUberradikalinski, Zeumer, daß er immer noch nichts gelernt
hat. Seine Aufforderung, den Saal zu verlaſſen, zeigte nicht mehr
die alte Zugkraft, nur ein kleines Fähnlein zog mit dem Häupt-
ling ab. Ja, ja, wenn der Terror nicht mehr helfen kann, ſind
dieſe „Politiker“ am Ende ihres Lateins angelangt.

Am Sonnabend wurden zehn Verhaftungen, meiſt jugend-
licher Arbeiter, vorgenommen, die an den Putſchvorgängen be-
teiligt geweſen ſein ſollen.

Gröbers. Ortsvereinsverſammlung. Der in den
Tagen des Kommuniſtenputſches gegründete Ortsverein hat zuge-
nommen; z. Zt. gehören ihm 49 Mitglieder an. Viele Arbeiter,
welche der Kommuniſtiſchen Partei angehörten und ausgeſchieden
ſind, verhalten ſich noch indifferent. Das Gaukelſpiel der kommu-
niſtiſchen Führer (Verführer iſt richtiger) hat ſie ſo mit Mißtrauen
erfüllt, daß ſie nicht mehr wiſſen, wo ſie hingehören. Es mehren
ich aber die Anzeichen, daß die ruhige Ueberlegung wiederkehrt.
n der Verſammlung kam zur Sprache, daß der frühere geiſtige

Leiter der hieſigen kommuniſtiſchen Bewegung, HaberkornOsmünde
aus der Kommuniſtiſchen Partei ausgetreten iſt mit der Begrün-
dung, er ſei nie Anhänger der kommuniſtiſchen Ziele geweſen,
woraus die kommuniſtiſchen Parteimitglieder erſehen mögen, wie
die Ueberzeugungstreue ihrer Führer beſchaffen war. Erwähnt
wurde die Angelegenheit der vorjährigen Sammlungen für die
Opfer der Aktion gegen den Kapp-Putſch. Tatſache iſt, daß ein
erheblicher Betrag an dem Geld fehlte und daß das kommu-
niſtiſche Parteimitglied W. ſich um eine „Anleihe“ bei verſchiedenen
deutſchnationalen Gutsbeſitzern bemühte, die ihm ſchließlich vom
Gutsbeſitzer von Rein gewährt wurde. Wie die kommuniſtiſche
Seite für ihre Kriegsopfer ſorgt, ergibt der Umſtand, daß die Witwe
B., deren Mann im vergangenen Jahre bei der Abwehraktion
fiel, nicht für hilfsbedürftig angeſehen wurde, da ſie ja arbeiten
könne. Wozu iſt denn da überhaupt geſammelt worden? Jm
Intereſſe der notleidenden Witwen und Waiſen muß der Verbleib
des „abhanden gekommenen“ Geldes reſtlos aufgeklärt werden.

Lebensmittel-Kalender.
welche Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefordert, bei den
von ihnen gewählten Großfirmen dem in der nächſten Woche zum
Verkauf gelangenden Weizengries vom 12. bis 14. Mai 1921 ab
zuholen.

Der Verkauf von Käſe rie vom Mittwoch, den 11. Mai, an
in reden Geſchäften: Molkerei Niemberg, Lindenſtr. 52,
Molkerei Niemberg, Beeſener Str. 1, Molkerei Niemberg, Ran-niſcheſtr. 22, Molkerei R Martinſtr. 11, Chr. Hinſche Gr.
Goſenſtr. 21, Otto Petſchke, Wielandſtr. 30. Auf die Marke 597 des
Warenbezugsſcheines Nr. 33 werden für jede Perſon eines Haus-
haltes 100 Gramm zum Preiſe von 1,15 Mk. abgegeben.

Freibankverkauf. Zum Freibankverkauf am 11. Mai 1921
grin“.

werden die Xzbe t ger dgr Nummern zugelaſſen: Um 8 Uhr
r101--200, um 9 1--300, um 10 Uhr 301--400.

Kleines Feuilleton
Konzert der Robert-Franz-singakademie im Stadttheater.

Das dritte Konzert der Robert-FranzSingakademie am
Sonnabend war le ein Feſtakt für die 10jährige Dirigenten-
tätigkeit ſeines Leiters, des Profeſſors Alfred Rahlwes. Von
1911-21 hat er die muſikaliſche Führung inne gehabt und in die
ſer Zeit n gearbeitet, den Verein zu künſtleriſcher
Höhe zu führen. Was in dieſen zehn Jahren geleiſtet worden iſt,
zeigten uns die Aufführungen in dieſer Zeit, von denen ich nur
Joh. Seb. Bachs Hmoll-Meſſe und Beethovens „Missa solemnis“
und 9. Sinfonie erwähnen will. Am Sonnabend wurden zwei
kirchliche Werke neuerer Zeit zu Gehör gebracht, die S Klne solem-
nis“ von Franz Liſzt und „Te Deum“ von Anton Bruckner. Die
Graner Meſſe von Liſzt geſchrieben zur Einweihung der Kathe-
drale in Gran (Ungarn) atmet noch Beethovens Geiſt, weiſt
abor auch ſchon hin auf die kommende Zeit, auf den Hauptvertreter
Richard Wagner. Zum erſten Male iſt auch dem Orcheſter in der
Kirchenmuſik eine den Vokalſtimmen gleichbedeutende Rolle zu
gewieſen. Liſzt ſagt ſelbſt, daß er hier mehr gebetet als kompo-
niert habe. Während das „Kyrie“ zarte, weiche Töne anſchlägt,
durchziehen die kraftvolle, maleriſche Jnſtrumentation des „Glo-
ria“ Motive, aus denen es wie Glockenläuten herausklingt. Dieſes
Gloeckenmotiv erſcheint auch wieder im 3. Teil im „Credo“, Ge-
waltig iſt die Orcheſterwirkung bei der Schilderung des jüngſten
Gerichtes. Weiche Melodien durchziehen wieder das „Sanktus“
und wechſeln in Vokal- und Jnſtrumentalſtimmen ab. Jm fünften
Teil, im „Agnus Dei“ werden die Themen des Ganzen noch ein-
mal wiederholt und rig abgeſchloſſen. Bruckners „Te Deum“
wurde hier zum erſten Male aufgeführt. Das „Te Deum“ iſt eine
Feſthymne ſogen. Ambroſianiſcher Lobgeſang die nicht nur
bei hohen Feiertagen, ſondern auch dann angeſtimmt wurden,
wenn wichtige ſtaatliche J ihren Widerhall auch in der
Kirche finden ſollten. Sie ſollte die Verbindung zwiſchen Kirche
und allgemeinen Volksleben aufrecht erhalten. Unter den neueren
Kompoſitionen hat nur das „Te Deum“ von Bruckner Bedeutung
erlangt. Wenn es auch in der klaren, ſtrengen Durchführung der
rein muſikaliſchen Jdeen manches vermiſſen läßt, ſo iſt es doch ein
Werk, das durch die Behandlung der Jnſtrumentation und Vokali-
ſation tiefe, Zabartige Wirkungen erzielt. Beſonders ergreifend
iſt der letzte in dem Motive aus dem Adagio der Es-dur

infonie e enen erausklingen. Die ihrung ſtand
unter der meiſterhaften Führung von Profeſſor Alfred Rahlwes
wieder auf künſtleriſcher Höhe und bot einen vollendeten muſika

Genuß. Dem Dirigenten treu r Seite ſtand die Sing-
mie, die nicht nur die rein Sekte vollkommen be

herrſchte, ſondern auch den tieferen Gehalt der Werke herauszu
eben verſtand. Unter den Soliſten an erſter Stelle Hans
ochim Moſer erwähnt, der ſeinen Baßpart mit künſtleriſcher

einheit durchführte. Die Tenorſtimme des Herrn Paul Tödten
klang zuerſt in der Höhe etwas grell, te aber dann gut indas harmoniſche Ganze ein. ſe ppfeſet iegel rirei wie
auch Agnes Leydhecker (Berlin) verfü über wohlklingende, an-

enehme Stimmen, die viel mit bei
es Abends. Zum Schluß ſei no

lobend erwähnt.

Gegen die Volkstuberkuloſe. Das Volksheilſtättenſyſtem hat
in Deutſchland verſagt. Zu dieſem Ergebnis kommt Wolfring, der
Hygieniſchen Rundſchau zufolge. Von etwa 800 000 offenen Tuber
kulöſen vor dem Kriege in Deutſchland können ungefähr 40 000 für
3 Monate in eine Heilſtätte aufgenommen werden 34 Prozent.
Und das bei einem Aufwande von 17 Millionen Mart jährlich.
Unter dieſen Verhältniſſen liefert Berlin allein mehr tuberkulöſe
Neuanſteckungen, als alle deutſchen Heilſtätten zuſammen an Krank
heitsverbreitern auszuſchalten vermögen. Solche Feſtſtellungen
ſollten eigentlich auf die Wurzel des Uebels weiſen, die ſoziale
RNot. Nur von dort aus kann Rettung kommen. Und da man das
drüben nur theoretiſch erkennt, ſo iſt es die Aufgabe des Prole-
tariats, durch ſeinen Kampf praktiſch dieſe Wurzel des Uebels zu
beſeitigen.

Ein Waſſerſtraßenfilm. Die Neue Kinematographiſche Geſell
ſchaft in München hat ihre Produktion an wiſſenſchaftlichen und
kulturellen Filmen vergrößert. Unter den augenblicklich in der
Arbeit befindlichen Filmen dürfte ganz beſonders der große
Waſſerſtraßenfilm intereſſant ſein, mit deſſen Herſtellung
die Geſellſchaft von dem RheinMainDonauStromverband heauf-
tragt worden iſt, ferner ein großer biologiſch-landwirtſchaftlicher
Film, an dem Oberregierungsrat Profeſſor Hiltner und Profeſſor
Korff von der agrikulturbotaniſchen Anſtalt ſowie Miniſterialrat
Ahr mitarbeiten. Der erſte der genannten Filme bringt landwirt-

gen haben zum Gelingen
unſer Stadttheater re ter

r.

an, des Mains und der Donau bis zum Schwarzen Meer. Der
zweite Film bringt Aufnahmen aus der landwirtſchaftlichen
Pflanzenbiologie und dem Pflanzenſchutz. Dieſe Aufnahmen, die
in den weiteſten Kreiſen Jntereſſe erregen werden, bilden das
Gegenſtück zu dem von derſelben Geſellſchaft bereits hergeſtellten
und mit großem Erfolge vorgeführten allgemeinen landwirtſchaft

lichen Film.

ſchaftliche und techniſche Aufnahmen der Rheinſtraße von Holland

2 nennenDer ſenkrechte Flug. Londoner Blätter bringen die Nach-
richt, daß das in letzter Zeit ſo eifrig umſtrittene Problem des
ſenkrechten Fluges gelöſt ſei. Ein öſterreichiſcher früherer Flieger-
leutnant Stefan von Petroczy hat den erſten „Helicopter“ wie
dieſe Maſchinen genannt werden konſtruiert, der ſich zu einer
Höhe von 160 Fuß erhob und für einige Zeit in der Luft blieb.
Die Maſchine, die als eine Art Metallturm beſchrieben wird, er
hält ihren Auftrieb durch zwei Schrauben, die von drei Motoren
mit je 120 PS getrieben werden. Wie ein „Luftlift“ ſtieg ſie empor,
vier Männer befanden ſich in dem Turm. Mit dieſer Leiſtung iſt
eine neue Phaſe in der Geſchichte der Flugkunſt eingeleitet. Die
Vorzüge dieſer „Helicopters“ treten beſonders bei der Landung
zutage, die auf einer ganz kleinen Fläche bewerkſtelligt werden
kann. Die Vorkämpfer der neuen Erfindung betonten, daß unſere
Flugzeuge keine befriedigenden Maſchinen ſeien, weil bei einer
Zwangslandung das Gelände eine Gefahr bieten könne, die bei
dem ſenkrecht heruntergehenden Flugzeug fortfällt. Als Jdeal der
Flugmaſchine wird von ihnen ein Apparat bezeichnet, der ſich ganz
gerade aufwärts in die Luft erheben kann. Die Verteidiger der
bisherigen Flugzeugkonſtruktionen betonten dagegen, daß es nie-
mals möglich ſein würde, eine ſolche Maſchine als Laſtträger zu
Handelszwecken auszubilden. Die angeſtrengten Verſuche in dieſer
Richtung haben nun zu einem greifbaren Ergebnis geführt, und
die Tatſache, daß die Konſtruktion des „Helicopters“ techniſch
durchführbar iſt, kann als erwieſen gelten. Freilich iſt das nur
ein Anfang.

Humor und Satyre.
Ein iger Mann. Vor einigen Tagen kam, ſo erzähltein däniſches Blatt, ein Mann in eine Varbierſtube J. tütiſhen

Stadt Horſens. Der Barbier begann ſofort ſein Konverſations-
talent zu entwickeln, aber der Kunde verhielt ſich vollkommen
ſchweigſam, wie ſehr ſich der Barbier anſtrengte, ein Geſpräch in
Ka zu bringen. Es ging auch nicht beſſer, nachdem ſich der

de 4 Einſeifen hingeſetzt hatte er war und blieb ſtumm,
rotz i Barbier allmählich ganz verzweifelte Anſtrengungen

n e. Als der Kunde e e war und den Ueberziehervo ehen wollte, machte der Barbier einen letzten verzweifelten
T ihn zum Sprechen zu bringen. Aber auch das half nichts.

S als der Kunde vor der Tür ſtand, öffnete er den Mund, und
ndem er auf ein Schild zeigte, das neben dem Telephon hing,

Ein vorſi

ſagte er: „Nein, danke mein Alter Du kannſt ruhig ſein; ichwill nicht mit dir ſchwatzen! Da pare i e Herel
äg, dem Schilde ſtand: Wriurde 20 ger

Weizengries. r von Kleinhandelsgeſchäften,
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liden und Hinterbliebenenverſicherungsträger uſw. werden. Die

Provim und Umgegend.

Verbeſſerung der ſozialen Fürſorge.
Eine Arbeitsgemeinſchaft der Verſicherungsträger im Bezirk

der Landesverſicherungsanſtalt für die Provinz Sachſen und für
Anhalt iſt im Entſtehen begriffen. Sie wird ihren Sitz in Merſe
burg haben und eine Vereinigung aller ſozialer Verſicherungs-
Körperſchaften, wie Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften, Jnva-

Anregung geht vom Vorſtande der Landesverſicherungsanſtalt aus.
Soweit die Krankenkaſſen einem Verbande angehören, werden ſie
durch dieſen bei der Arbeitsgemeinſchaft vertreten. Der Zweck
dieſer neuen Organiſation beſteht in der Durchführung und Ver
tretung aller derjenigen Maßnahmen und Einrichtungen, die alle
Verſicherungsträger gemeinſam berühren. Hierher gehört die Er
werbung, Einrichtung und der Betrieh von Fürſorgeſtellen, Heil-
ſtätten, Geneſungsheimen uſw., beſſere Pflege der Krankheits und
Unfallverhütung, Vereinbarungen mit Aerzten, Heilmittelliefe-
ranten uſw., Einwirkung auf die Geſetzgebung in der Richtung der
Verbeſſerung der ſozialen Verſicherung uſw. Die Vorbereitungen
zur Errichtung der Arbeitsgemeinſchaft hat die Landesverſiche
rungsanſtalt SachſenAnhalt übernommen. Es ſei darauf hinge
wieſen, daß derartige Vereinigungen in anderen Provinzen, wie in
Berlin, Brandenburg, Rheinland, Schleſien uſw. ſchon beſtehen
und gute Erfolge aufzuweiſen haben. Eine Vervollkommnung des
Gedankens wird in der Provinz Sachſen noch dadurch erreicht wer
den, daß ſich auch das Provinzialwohlfahrtsamt und mit dieſem
die Stadt und Kreiswohlfahrtsämter an der Arbeitsgemeinſchaft
beteiligen. Hat doch auch die ſoziale Verſicherung mit der Wohl-
fahrtspflege viele verwandtſchaftliche Beziehungen und gemein
ſame Aufgaben.

Die Aufnahme einzelner Krankenkaſſen oder Berufsgenoſſen-
ſchaften in die Arbeitsgemeinſchaft iſt nicht beabſichtigt. Dies
würde nach den Anſichten in den Vorbeſprechungen die Einheit-
lichkeit der Organiſation ſtören, die gewahrt bleibt, wenn nur die
Verbände Mitglieder ſind. Jn einem Rundſchreiben der Landes
verſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt heißt es daher: Wenn nun
die Verbände eine wirkliche Vertretung der Krankenkaſſen und als
ſolche berechtigt ſein ſollen, für die Krankenkaſſen Erklärungen ab-
zugeben und Vexrpflichtungen einzugehen, ſo müſſen auch ſämtliche
Krankenkaſſen den Verbänden angehören. Dies iſt nach unſern
Erfahrungen in unſerem Bezirk aber leider nicht der Fall, vor
allem ſtehen von den Ortskrankenkaſſen noch viele außerhalb des Ver
handes der Ortskrankenkaſſen für Sachſen-Anhalt. Wir haben dies
bei unſern bisherigen Verhandlungen mit den Krankenkaſſen-
verbänden ſchon immer als einen beſonderen Uebelſtand empfun
den, denn die Bedeutung aller getroffenen Vereinbarungen wurde
weſentlich dadurch abgeſchwächt, daß die Verbände nicht im Namen
aller Krankenkaſſen verhandeln konnten. Jm Jntereſſe der zu
bildenden Arbeitsgemeinſchaft würde es deshalb liegen, wenn auf
die Krankenkaſſen, die noch außerhalb der Verbände ſtehen, dahin
eingewirkt würde, daß ſie ſich den Verbänden anſchließen. Die
Oberverſicherungsämter der Provinz haben durch die Verſicherungs
ämter den Krankenkaſſen dieſe Wünſche übermittelt und hinzu
gefügt, daß der Anſchluß an einen derartigen Krankenkaſſenverband
zweckmäßig ſei.

Sondergericht Wittenberg.

Sechſter Tag.
Wittenberg, 7. Mai.

Der Sattler Alfred Keil aus Laucha, 19 Jahre alt, hat ſich
in Leung der 9. Komp. der Roten Armee zuteilen laſſen und bei
Schanzarbeiten vor einem Leunator, bei welchem die Straße auf-
geriſſen und das Eiſenbahngleis unfahrbar gemacht worden war,
beteiligt. Das Urteil lautet wegen vorſätzlicher Gefährdung eines
CEiſenbahntransportes in Tateinheit mit ſchwerem Landfriedens-
bruch, Aufruhrs und Anſchluß an einen bewaffneten Haufen auf
2 Jahre Zucht haus. Ein Monat gilt als verbüßt.

Der Maurer Kurt Richter aus Halle, 19 Jahre alt und der
22 jährige Arbeiter Friedrich Preuße aus Halle haben ſich wegen
Landfriedensbruchs zu verantworten. Richter wird freigeſprochen.
Gegen Preuße lautet das Urteil wegen Aufruhrs in Tateinheit
mit Anſchluß an einen bewaffneten Haufen auf 1 Jahr Gefängnis,
wovon 1 Monat als verbüßt gilt.

Der Schloſſer Franz Moll nau aus Halle, 20 Jahre alt, hat
ſich als Sanitäter der Roten Armee angeſchloſſen und war mit
dieſer herumgezogen. Er wird wegen Aufruhrs und Anſchluß an
einen bewaffneten zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt. 1 Monat
gilt als verbüßt. Außerdem beſchließt das Gericht, die Reſtſtrafe
auf 3 Jahre auszuſetzen und den Angeklagten aus der Haft zu ent-
laſſen.

Der 21 Jahre alte Schloſſer Kurt Hagen aus Halle hat ſich
ebenfalls der Roten Armee angeſchloſſen und wird wegen Aufruhrs
und Anſchluß an einen bewaffneten Haufen zu 10 Monaten Ge-
fängnis verurteilt. 1 Monat gilt als verbüßt.

Wegen des gleichen Vergehens erhalten der 29 jährige Ar-
beiter Richard Fiſcher aus Naumburg und der 18 jährige Ar-
beiter Kurt El I rich aus Halle ebenfalls je 10 Monate Gefäng-
nis. Je 1 Monat der Unterſuchungshaft wird angerechnet.

Der Arbeiter Alfred Rüppner aus Löſau, 19 Jahre alt, der
Zimmermann Ernſt Bohring aus Stößen, 22 Jahre alt, der
Schmied Auguſt Rinneberg aus Weißenfels, 24 Jahre alt, der
Arbeiter Alfred Reichardt aus Frankenhain, 20 Jahre alt, der
Arbeiter Paul Keilhoff aus Schkeuditz, 24 Jahre alt und der
Arbeiter Hermann Marquardt aus Rodden, 19 Jahre alt,
werden wegen Landfriedensbruchs verurteilt und zwar Rüppen,
Vohring, Rinneberg, Reichardt und Marquardt zu je 8 Monaten
Gefängnis, Keilhoff zu 2 Jahren 3 Monaten Gefängnis. Jedem
wird 1 Monat der Unterſuchüngshaft angerechnet. Bei Keilhoff
iſt die Strafe deshalb höher ausgefallen, weil er bereits 1919 ein-
mal wegen ſchweren Aufruhrs zu 2 Jahren Gefängnis verur-
teilt war.

Der Arbeiter Richard Dietz el aus Naumburg, 23 Jahre alt,
der Arbeiter Friedrich Gaul aus Halle, 39 Jahre alt und der
Zimmermann Franz Meier aus Löſa, 39 Jahre alt, ſind eben
falls wegen Landfriedensbruchs angeklagt. Dietzel erhält 1 Jahr
Gefängnis, Gaul 8 Monate Gefängnis, je 1 Monat gilt verbüßt.
Die Verhandlung wird zwecks Ladung weiterer zweier Zeugen
Lertagt.

Merſeburg Querfurt Weißenfels --Zeitz.

Merſeburg. Sitzung der Stadtverordneten am9. Ma wo der Tgeroiduun wird ohne Debatte der Beitritt
zum und deutſchen Städtetag beſchloſſen. Für den Bau
einer Liegehalle werden 28 000 Mk. bewilligt. Zu 3 wartete der
Magiſtrat mit einer weiteren Steuerordnung auf und beſchloß die
w. der Ordnung betr. Erhe r Wertzuwachs

de

Mk. 12 Sa 5001-6000 Mk. 13 re 7000 14 5 r7001 15 Pro 8001--9000 Mk. 16 Proz., 9000--10
Mark 17 Proz. und ſteigt mit jedem weiteren 1000 Mk. e
gewinn um je 1 Proz. bis zum Höchſtbetrage von 50 Proz. Es
werden na Zgrun des St. Rupprecht zur Fertig-
ſtellung der Häuſer auf Rittersplan an der Gartenſtr. 166 666 Mt.
und zur Erbauung von 18 n auf Rittersplan werden 235 000
Mark bewilligt. Zu 6: Bewilligung von 320 488 Mk. Gemeinde-
darlehn zum Bau von 76 Einfamiſienhäuſern durch die Merſe-
burger r rer ſtellt nach Berichterſtattung des Stv. Grimm
(Dem.) Gen. Krüger den Antrag, dieſe Summe für den Bau von
58 Häuſer anſtatt für 76 Häuſer zu bewilligen, dem ſchließt ſich der
Berichterſtatter Grimm (Dem.) an. Die Abſtimmung ergibt die
Annahme des Antrages. zu 7 werden für die Herſtellung eines

es nach Ausſprache der Stvv. Krüger (SPD.)
und Rupprecht (Dn.) 106 000 Mk. bewilligt. Zu 10 werden 4500
Mark zur Herſtellung eines Schornſteines für die Kochſchule der
Kinderbewahranſtalt Unteraltenburg bewilligt. Der Verpachtung
eines Teiles vom früheren Schmidſchen Plan an der Weißenfelſer
Straße an die Firma Wegner wird zugeſtimmt. Zu 13: Ermäch
tigung des Magiſtrats, die im Dezernat der Armenpflege notwendig werdenden Plogeſſe ohne jedesmalige Genehmigung der Stadt-

verordnetenverſammlung zu führen, wird d r Ausſprache
des Stadtrat Beſſert, der Stvv. Schneider (KPD.) und Se barth
(KPD.) zugeſtimmt. Zu 14: Grundſtückstauſch mit dem Männer-
turnverein wegen Vergrößerung des Turnplatzes, ſoll die Stadt
26 000 Quadratmeter gegen 1350 Quadratmeter eintauſchen, da
der jetzige Plan nicht mehr genügt. Es findet eine ſehr lange Aus-
page tatt, deren Schlußergebnis die Annahme eines Antrages
t, daß die vom Magiſtrat feſtgeſetzte Kündigungsfriſt verbeſſert

wird. Dieſe Verbeſſerung ſoll nun auch den anderen Sportver-
einen zugute kommen. Zu 15 werden 357,25 Mk. für den Auf und
Abbau der Hygieneausſtellung entſtandenen Löhne bewilligt. Zu
16 wurde dem V. f. L. Bauholz im Werte von 4000 Mk. unent-
geltlich überlaſſen. Stv. Frauenheim (Dem.) iſt gegen dieſe Be
willigung. Stv. Krüger (SPD.) r mit Recht an, daß das
warme Herz für die Jugendpflege bei Sto. Frauenheim ſchon er-
kaltet und in die Brüche gegangen iſt. Die Abſtimmung ergab die
Annahme der l ltlichen Ueberlaſſung. Zu 17 liegt ein An
trag Koenen (VKPD.) vor, die Lohnverhandlungen mit dem Be-
triebsrat der ſtädtiſchen Arbeiter zum Abſchluß zu bringen, da die
Verhandlungen ſchon drei Monate ſchweben. Als die Arbeiter den
Schlichtungsausſchuß anruſen wollten, wurden ſie aufgefordert, noch
einmal zu verhandeln. (Es handelt ſich hier nicht um den ganzen
Tarif, ſondern nur um die Lohnſkala.) Man hat aber, nachdem
nochmals die Verhandlungen eingeſetzt haben, von ſeiten des
Magiſtrats erklärt, daß man nicht verhandeln dürfe. 1. Bürger-
meiſter Herzog: Die Verhandlungen ſind bis in die letzte Zeit
gepflogen worden. Wir ſollten ſowieſo mit dem Lohn ſchon zurück
gehen, haben es aber in Anbetracht der teuren Verhältniſſe nicht
Zemn Wir ſind aber auch an unſere Organiſation gebunden.
ür das ganze Wirtſchaftsgebiet iſt jetzt eine Familienbeihilfe

einpfohlen worden. (Zuruf im Zuſchauerraum: 20 Pfg.) Jm
übrigen bin ich der Annahme, daß hier das Tarifeinigungsamt zu
entſcheiden hat. Gen. Krüger: Es rächt ſich, daß man den Man-
tel des Tarifs aus einer anderen Organiſation genommen hat alsdie Lohnſkala. Es wurde geſagt, Menſebutg iſt in die Ortsklaſſe B

ekommen. Der 1. Bürgermeiſter führte an, Zeitz und Weißenfelsßare ſich an die Lohnſklala Merſeburg heran gemacht, ſo trifft es
zu, daß die ſtädt. Arbeiter in Merſeburg ſchlechter geſtellt ſind als

die Arbeiter in Zeitz. (Bravo.) Der Schlichtungsausſchuß iſt ein
zweiſchneidiges Schwert. Es beſteht ein Widerſpruch Kollege
Koenen erklärte, die Verhandlungen ſind abgebrochen, während der
1. Bürgermeiſter behauptete, die r ſind bis vor kurzer
Zeit geführt worden. Es muß noch eine Möglichkeit geben, daß
noch einmal der Weg der Verhandlung beſchritten wird. Mit dem
neuen Lohn der Beamten, können auch die Löhne der Arbeiter er-
höht werden. Die Debatte ging dann ins Uferloſe weiter, ſo daß
die r den Saal verließen. Es iſt dann folgender
Beſchluß gefaßt worden: Der Magiſtrat ſoll noch einmal den Ver-
handlnugsweg beſchreiten und ſollen die geforderten 60 Pfg. Lohn-
erhöhung die Verhandlungsbaſis bilden.

AufMücheln. Vom Straßenbahnwagen erfaßt.
der Ueberlandbahnſtrecke Merſeburg- Mücheln wurde die fünf Jahre
alte Tochter des Kaufmanns Spindler in Geiſelröhlitz tödlich über
fahren. Das Kind iſt direkt in den Straßenbahnwagen hinein
gelaufen.

Zeitz. Magiſtrat und Kino. Nachdem der Magiſtrat
auf die Eintrittspreiſe für die Kinos eine ſtädtiſche Steuer von
40 bis 60 Prozent gelegt hat, iſt jetzt zwiſchen den beiden Kontra
henten ein heftiger Streit entbrannt. Die Kinobeſitzer wollen
jetzt ſtatt des bisherigen Preiſes von 8 Mk. abwärts nur noch
einen Einheitspreis von 99 Pfg. erheben, um keinen Pfennig
Steuer zu zahlen. Jn einer Erklärung wird darauf hingewieſen,
daß die außerordentlich hohe Beſteuerung der Kinos ſich indirekt
gegen die unbemittelte Bevölkerung richte, da den Theater-
beſuchern nur eine ſtädtiſche Villettſteuer von 20 Prozent zur Laſt
falle. „Anſtatt dem Magiſtrat das Geld in den Steuerrachen zu
werfen“, ſo ſchließt die Erklärung, „ziehen wir vor, es unſeren
Beſuchern zu ſchenken!“ Ein bezeichnendes Bild für das Kunter-
bunt, das in unſerer jetzigen göttlichen Weltordnung tagtäglich
ähnliche und oft noch viel duftigere Blüten zeigt.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Landkrankenkaſſe Sangerhauſen.

Dem Verwaltungsbericht der Landkrankenkaſſe des Kreiſes
Sangerhauſen entnehmen wir folgendes: Der Kaſſenbeſtand be-
trug am 1. Januar 1920 14 087,04 Mk., Beitragsteile der ver-
ſicherungspflichtigen Mitglieder 586 951,04 Mk., Veitragsteile der
Arbeitgeber 293 475,52 Mk., Beiträge der verſicherungsberechtigten
Mitglieder 31 710,76 Mk. Die Geſamteinnahme Fprrug in Ver
bindung mit anderen kleinen Poſten 929 394,78 Mk. Unter den
Ausgaben iſt der Poſten Krankengeld der größte und betrug
232 475,50 Mk., Arznei und Heilmittel aus den Apotheken
127 167,48 Mk., Krankenhauspflege 102 401.386 Mk. Kranken-
behandlung und Geburtshilfe durch Aerzte 160 671,25 Mk. Die
Geſamtausgabe beträgt 852 58360 Mk. Dem Reſervefonds wurden76 811,72 t zugeführt. Der Reinüberſchuß beträgt alſo
30 811,72 Mk. Die Kaſſe hatte am 1. Januar einen Mitglieder-
beſtand von 3015 Perſonen.

Schraplau. Oeffentlicher Vortra g. Ueber das Thema
„Jrrungen und Wirrungen“ hielt hier Herr Prokuriſt an
einen Vortrag. Seine Ausführungen waren an ſich lehrreich, jedo
müſſen wir in vielen Punkten widerſprechen. So vor allem iſt
es vollkommen ausgeſchloſſen, daß ein reſtloſes, Zuſammenſchließenaller Volkskreiſe jemals ſtattfinden kann. Das eherne Geſetz der
Entwicklung der Klaſſengegenſätze im kapitaliſtiſchen Wirtſchafts
und Geſellſchaftsſyſten kann auch von dem beſten Willen irgend
welcher Vertreter beſtimmter Schichten unſerer Bevölkerung nicht
überwunden werden. Wir müſſen uns damit abfinden und unſere
geſamte Stellung zum öffentlichen Leben danach einrichten. Recht
hatte ein Diskuſſionsredner, der über die Urſachen des Zuſammen-

ruches der deutſchen Front einen entgegengeſetzten Standpunkt
zu dem des Vortragenden r nämlich, daß ein großes MaßEchuld auf die Herrſchaften im ſchwarzweißroten Mäntelchen all-

deutſcher Geſinnung fällt, welche heute tagtäglich nicht laut
enug über „die erdolchte Front“ zedern können. Mit dem

Schlußergebnis der Verſammlung können wir zufrieden ſein, denn
ſie hat der zahlreich verſammelten Arbeiter Angeſtellten und
Beamtenſchaft wiederum wo der i aus unſeremjetzigen hat führende Weg zu finden iſt. Jm Anſchluß an die
SPD. Im Leſen und Werben für die ſozialdemokratiſche Preſſe,
die „Volksſtimme“.

Eisleben. Volksbühne. Am verfloſſenen Sonnabend
fand hier eine Sitzung von Vertretern der verſchiedenſten Berufs-
ſchichten ſtatt, die ſich mit der Gründung einer Volksbühne be

ſchäftigte. Jn eingehender Ausſprache wurde unter Berückſichtigung
der gegebenen Verhältniſſe und bei kritiſcher Würdigung der ſich
bietenden Möglichkeiten für die Verwirklichung des Problems
und ſeine Zukunft, die im weſentlichen von der finanziellen Ge
ſtaltung der Dinge abhängt, ein Ergebnis in Geſtalt einer Ar-
beitsgemeinſchaft geſchaffen. Die Arbeitsgemeinſchaft ſoll der
Boden ſein, auf dem ſich der weitere Aufbau vollziehen ſoll. Jn
Frage kommen dürfte aller Wahrſcheinlichkeit nach ein eingetra-
gener Verein mit dem Namen Freie Volksbühne Eisleben. Daß
dieſe Volksbühne beſonders in kultureller Hinſicht hier eine Not-
wendigkeit iſt, bewies die Aufführung der „Scheidungsreiſe“ am
Sonntag von einer auswärtigen Theatergeſellſchaft, die unter aller
Kritik geweſen ſein ſoll und lediglich dazu diente, das Eisleber
Publikum zum Objekt ſchnöden Geldgewinnens zu machen. Helfe
jeder, der da glaubt, der Sache dienen zu können, dadurch mit, daß
er ſich in den Zeichnungsſtellen mit ſeinem Namen einträgt.

Die Liſten zum Einzeichnen liegen in folgenden Ge
ſchäften aus:

Reichsbanknebenſtelle, Jüdenhof,
Commerz- und Privatbank, Markt,
Allgemeine Kreditanſtalt, Halliſche Straße,
Geſchäftsſtelle der „Eisleber Zeitung“, Kloſterſtraße 14,
Geſchäftsſtelle des „Eisleber Tageblattes“, Kloſterſtraße 23,
Zigarrengeſchäft von Schwarz, Plan,
Zigarrengeſchäft von Herzfeld, Plan,
Kaufhaus Goldſtein, Marktberg,
Buchhandlung von Probſt, am Markt,
Jnſtallationsgeſchäft von Boebe, Sangerhäuſer Straße,
Reſtaurant „Mansfelder Hof“, Halliſche Straße,
im „Volkshaus“ bei Herrn Hendrich, Lindenſtraße.

Die Liſten ſind vorläufig unverbindlich. Einzutragen iſt (in
deutlicher Schrift) der Name, die Adreſſe, die Zahl der evtl. Teil-
nehmer (bei Familien), und wenn eine Unterſtützung des Unter-
nehmens durch Geldmittel (Spenden, zinsloſe oder verzinsbare
Darlehen) beabſichtigt iſt, die Höhe des evtl. Betrages.

Helbra. Berichtigung. Jn dem Bericht in der Sonn
abend- Nummer muß es heißen kommiſſariſcher Gemeinde-
vorſteher Scheffler und nicht kommuniſtiſcher.

Hettſtedt. Der Magiſtrat. Derkommiſſariſche Bürgermeiſter erläßt folgende Bekanntmachung:
Vom Herrn räſidenten iſt die kommiſſariſche Verwaltung
der Stellen des Beigeordneten ſowie der Magiſtratsmitglieder an-
geordnet. Es ſind re a) der Kaufmann Paul Wiek
mit der agrnehnnge J des Beigeordneten; b) der
Oberfahrſteiger a. D. Albert Brückmann, der Gaſtwirt Otto
Hildebrandt, der Zementwarenfabrikant Emil Timke,
der Bergmann Wilhelm Hermann mit der Wahrnehmung der
Geſchäfte eines Ratsherren. Die kommiſſariſche Verwaltung dieſer
Aemter dauert ſo lange, bis von der neu zuſammentretenden
Stadtverordnetenverſammlung Neuwahlen vorgenommen ſind und
dieſe die vorgeſchriebene Beſtätigung gefunden haben. Es iſt zu
erwarten, daß die hier kommiſſariſch vorgeſchlagenen Vertreter in
nicht all zu langer Zeit als rechtmäßig gewählte Vertreter der
Hettſtedter Bevölkerung ihren Platz ausfüllen werden.

Alsleben. Tödlich verunglückt. Am Montag geriet
der Arbeiter Wilhelm Voigt aus Zweihauſen bei Alsleben in das
Getriebe der Tierhaarverwertung und verunglückte hierbei tödlich.
Die bedauernswerte Familie iſt erſt vor einigen Jahren durch den
ſchnellen Tod einiger Kinder ſchwer heimgeſucht worden.

Sangerhauſen. Aufruhr und Notgeld. Die Stadt
Sangerhauſen beabſichtigt, Notgeld in einer Serie von vier Stück
herauszugeben; 50, 25, 10- und 5-Pfg.Scheine. Einer dieſer
Scheine, die Sammlern eine feine Bereicherung ihrer Sammlung
ſein werden, zeigt die Ecke des Neuen Schloſſes und die Vorder-
front des alten Rathauſes und darunter das Wort: Vor Aufruhr,
Plünderung, Feuersnot bewahr' uns künftig, Herre Gott!“

Heldrungen. Verhaftung. Hier fanden durch Mann-
ſchaften der Schutzpolizei bei zwei hieſigen Einwohnern, die ver
dächtig ſind, Bomben angefertigt zu haben, Hausſuchungen ſtatt.
Dieſe verliefen zwar ergebnislos, doch bekannten ſich die beiden
für ſchuldig, gaben aber an, die Bomben in die Unſtrut geworfen
zu haben. Sie wurden verhaftet und nach dem Gefängnis trans-
portiert.

Uftrungen. Heimkehle. Die ſehenswerte Beleuchtungs-
anlage ſtellt allein ſchon eine Attraktion der Höhle dar. Sie iſt
eine proviſoriſche, da es ſich ſeinerzeit darum gehandelt hat, inner-
halb acht Tagen Licht zu ſchaffen. Jmmerhin jſt die erreichte Licht
anlage in allen Teilen als gelungen zu bezeichnen. Die Beleuch-
tungsanlage erfüllt ſo, wie ſie nun fertig ſich darbietet, ihre Dop
pelaufgabe ganz vortrefflich. Sie ſpendet allgemeines Licht und
läßt ferner das Grandioſe der Höhlenteile überall effektvoll her-
vortreten. Jnſtalliert ſind vorerſt etwa 150 Lampen. Der Beleuch-
tungsbetrieb wird vorerſt ſolange aufrechterhalten, wie die Höhle
beſucht wird. Das geſchieht zurzeit bei dem ſtarken Andrang von
vormittags bis zum Anbruch der Dunkelheit.

Naumburg--Eckartsberga.
Naumburg. Streikende. Dem am 18. Dezember 1920

begonnenen Streik der Naumburger Tiſchlergeſellen iſt nach acht-
zehnwöchentlicher Dauer das Ende beſchieden. Die Arbeit iſt in
allen Betrieben, die ſtillgelegt waren, wieder aufgenommen wor-
den. Der Forderung eine Erhöhung des Stundenlohnes um
50 Pfg., iſt von der Meiſterſchaft nicht entſprochen worden, es iſt
nur eine Erhöhung von 25 Pfg. zugebilligt. Der Stundenlohn dex
Tiſchlergeſellen beträgt nunmehr je nach Leiſtung bis zu 6 Mk.,
jüngere Arbeitskräfte entſprechend weniger.

Bitterfeld--Delitzſch--Wittenberg.

Pratau. Von Einbrechern erſchoſſen. Einbrecher
hatten der Gaſtwirtſchaft Gehricke einen Beſuch abgeſtattet. Sie
wurden vom Nachtwächter geſtört und verfolgt. Die auf der Flucht
befindlichen Verbrecher ſtreckten dann den verfolgenden Beamten
durch Bruſtſchuß nieder. Von den Mördern fehlt bisher noch jede
Spur. Den auf ſo jähe Weiſe ums Leben gekommenen pflichttreuen
Mann, der in der Mitte der 30er Jahre ſtand und ſchwerkriea--
beſchädigt war, betrauert die Gattin mit zwei Kindern.

Torgau Liebenwerda--Schweinitz.
Bockwitz. Erfolgreiche Volksverſammlung der

S. P. D. Sonntag nachmittag fand hier in der Schulaula eine
vom hieſigen Ortsverein der SPD. einberufene Verſammlung
ſtatt, die außerordentlich gut beſucht war. Gen. Zernicke (Ber
lin), ein alter Bekannter aus dem Bockwitzer Ländchen, zeichnete
in einem per Vortrage ein klares Bild der jetzt auf uns
laſtenden Zeiterſcheinungen und wies an érbhre ntelangen
Kampf der Sozialdemokratie gegen die rzeln aller jetzigen
Uebel, die kapitaliſtiſche Wirtſchafts und Geſellſchaftsordnung hin.
„Fort mit aller Gewalt in Form von elhauben und auch
Sowjetſternen“, das ſei die Loſung der mit den ffen des Geiſtes
küripfenden Proletarierbataillone. Zur Diskuſſion meldete ſich
ein ſehr junger Mann, der ein antiſemitiſches Hetzprogramm zum

ſten gab. Er mußte öfter daran erinnert Sache
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r e als gad er ein Schulbeiſpiel, dafür, was fürapitaler Blödſinn in ſokhem Hirn Platz haben kann. Ein Ver-
treter der äußeren Linken mußte den Ausführungen des Referen-
ten in der Hauptſache beiſtimmen und trat für endliche Einigung
ein. Auch wir wollen die Einigung, die Zuſammenfaſſung aller
proletariſchen Kräfte, auf dem Kampfboden der alten, ſturm-
erprobten Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands.

Torgau. Hat man da Worte? Unter der fettgedruckten
Signatur „Anſtatt vieler Worte“ behandelt das hieſige Kreis-
blättchen die Angaben des Außenminiſters Simons betr. der
bisher vernichteten Waffen in Deutſchland in echt alldeutſch-
„nationaler“ Aufmachung. Nach dem Aufzählen all der verſchrot-
teten Mordwerkzeuge macht das Blättchen trotz der löblichen
Ueberſchrift noch ſehr viel Woxte, zuſammengefaßt in ein Dreck-ſchwänzchen der bekannten ſhwaryweißroten Aufmachung. Es

ſchreibt da: 9„Hätten wir all das lieber behalten! Um wie viel billiger
würden wir jetzt wegkommen? Um wie viel weniger Steuern
würden wir zu zahlen haben! Um wie viel beſſer könnten die
Kriegsbeſchädigten geſtellt werden! Aber wir tauſchten gegenPulver und Jlei die internationale Arbeiterſolidarität, mit der
bisher noch nicht einmal eine Korporalſchaft in die Flucht ge-
ſchlagen wurde, geſchweige denn die große Armee eines großen
Raubſtaates!“

Die Pulver- und Bleipatrioten im Kreisblatt keifen und
ſchreien über die verloren gegangenen Kanonen und Pickelhauben,
über die verloren gegangenen 15 Millionen Menſchenleben unſe-
rer beſten Söhne, für die Millionen Waiſen, Witwen und Krüppel
finden ſie kein Wort des Schmerzes. Wenn aber die „Tante mit
den wenigen Worten“ ihren Leſern auftiſcht, „wir hätten bereits
die internationale Arbeiterſolidarität eingetauſcht, ſo iſt das eine
o wußte Jrreführung. Vorläufig ſind wir noch auf dem Wege
zu dieſem Ziel. Die proletariſche Leſerſchaft, die leider immer noch
mit ihren ſauer verdienten Groſchen den kleinen deutſchnationalen
Kläffer von Torgau unterſtützt, mag ſich endlich bewußt werden,
daß wir nur zu dieſem Ziel, dem Ziel der internationalen Ar-
eiterverbrüderung, gelangen, wenn die „nationaliſtiſchen“ Hetzer

aller Länder und deren Blätter reſtlos aus den Arbeiterhaushal-
ten hinauskomplimentiert werden.

Aus Alle Welt
Ein ganzes Dorf durch Feuer zerſtört. Das Dorf Pruſt bei

Tilſit iſt durch eine Feuersbrunſt bis auf zwei Häuſer einge-
äſchert worden. Eine große Anzahl Vieh iſt verbrannt. Die ob
dachloſen Familien ſind in benachbarten Scheunen und Ställen un-
tergebracht.

Selbſtmord eines italieniſchen Staatsmannes. Der ehemalige
itolieniſche Schatzminiſter Tedesco wurde tot auf der Straße
aufgefunden. Anſcheinend hat er Selbſtmord verübt, indem
er ſich vom vierten Stockwerk herabſtürzte.

c r -SCßò-
Verwiſchies.

Der ausgetrocknete Genſer See.
Die außergewöhnliche Trockenheit in der Schweiz, die man in

ſolchem Grade ſeit mehr als einem Menſchenalter nicht verzeich-
nete, hat zu einem bedrohlichen Tiefſtand der verſchiedenen See-
flächen geführt.
beſonders auf der Strecke Genf--Lauſanne.

Am meiſten erſcheint der Genfer See betroffen,
Die Ufer ſind beinahe
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auf vier bis ſechs Meter Breite zurüggewichen, der Genfer Hafen
iſt kaum knietief mit Waſſer bedeckt. Hier und da ſieht man eigen
tümlich geformte Steinblöcke ragen, die früher vom Waſſer be
deckt waren, und die Bevölkerung wird durch allerlei tolle Ge-
rüchte in Unruhe verſetzt. Veiſpielsweiſe fand man einem
dieſer Steine die Jnſchrift eingegraben: „Wenn ihr mich ſeht,
werdet ihr weinen!“ Man nimmt dies für ein Menetekel aus
alten Jeiten, da große Trockenheit herrſchte

Indes hat der jetzige Tiefſtand der Seeflächen auch den einen
Vorteil, daß man die verſchiedenſten Ueberbleibſel aus prähiſto-
riſchen Zeiten ſtudieren kann. Die Regierung hat denn auch einen
Erlaß herausgegeben, wonach private Ausgrabungen und das
Sammeln prähiſtoriſcher Funde verboten ſind. Die Ufer des Gen-
fer Sees haben in uralter Zeit Pfahlbauten aufgewieſen, in ſehr
großer Zahl, und ſeit einigen Wochen ſind die Forſchungen in reg-
ſtein Betrieb. Bei Nyon, Verſoixetz ſieht man die Ueberreſte der
Pfähle jetzt trocken aufragen. Was den Genfer Hafen betrifft, ſo
hat man daſelbſt eine weitgeſtreckte Niederlaſſung entdeckt, in Huf-
eiſenferm, und zwar datieren die Pfahlbauten nah dem Ufer aus
der Steinzeit, während der weiter vorgeſchobene Teil aus der
Brunzezeit ſtammt und ſich bis zu der Rhoneinſel erſtreckt, auf
der ſich jetzt das Denkmal von J. J. Rouſſeau erhebt. Die Ent-
ſtehung dieſes Pfahlbautendorfes dürfte nach den Forſchungen
des Genfer Gelehrten Louis Blondel um 6000 Jahre vor Chriſti
zurückreichen. Seine Bewohner kamen anſcheinend aus Aſien. Die
Pfähle ſind aus Eichenholz, das im Laufe der Jahrtauſende völlig
ſchwarz geworden iſt. Man hat auch viele Ueberbleibſel der da-
waligen Töpferkunſt aufgefunden. Die Funde aus der Steinzeit
ſind ſehr roh und ungeſchlacht gearbeitet, dagegen verraten die
aus der Bronzezeit ein gewiſſes Streben nach künſtleriſcher 5
Es ſcheint auch. daß die Pfahlbautenbewohner nicht zu derſelben
Raſſe gehörten wie die Anſiedler am feſten Boden.

Jm Kampf mit einem Seepolypen. Einen aufregenden und
ſchweren Kampf mit einem Seepolypen hat, wie Neuyorker Blät-
ter erzählen, der Zimmermann des Cunarddampfers „Carmania“
während der letzten Fahrt beſtehen müſſen. Bei einem Unwetter
an der irländiſchen Küſte gingen ſchwere Wogen über das Deck,
und als der Zimmermann den Schaden ausbeſſern wollte, fand er
einen rieſigen Seepolypen zwiſchen zwei Winden eingeklemmt.
Das Tier umſchlang ihn mit einem ſeiner Fangarme und ſuchte
ihn zu erdrücken. Der Zimmermann leiſtete äußerſten Widerſtand
und bearbeitete den Polypen mit einer eiſernen Stange. Der
Polyp benäßte ihn mit einer tintigen Flüſſigkeit und hielt ihn
15 Minuten in einer furchtbaren Situation feſt, bis es dem Manne
gelang, das 40 Pfund wiegende Untier, deſſen einzelne Arme
mehr als 5 Fuß lang waren, zu töten.

Ateratur.
Sämtliche hier angezeigte Bücher und Schriften können, wie überhaupt jedes
andere Vuch, durch die Buchhandlung der „Volksſtimme“ Gr. Ulrichſtraße 27

bezogen werden.

Natur. Jlluſtrierte Halbmonatsſchrift für Naturfreunde. Aus
dem Jnhalt des eben erſchienenen Heft 14 heben wir hervor: Die
Abſtammung der Ziegen. Von Dr. Hilgheimer. Wie
unſer Auge getäuſcht wird. Von Studienrat Karl Gentil.
Die Entwicklung der drahtloſen Telegraphie.
Von Dr. Paul Gehne. Der Rieſenvielfuß im Terrarium. Von
Wilhelm Schreitmüller. Dem vorliegenden Heft iſt das Buch:

Me Kriſe mm ver Kaltuwuſtrie. Buchyandlun rwärts“.(Preis 3,60 Mk.) Die Schrift beſpricht die in e aliinduſtrie
umgthende ſchwere Kriſe, mit deren Veſeitigung ſich alle maß-
gebenden Stellen befaſſen. Der Verfaſſer Steiger Werner, kennt
als Mitglied der Sozialiſierungskommiſſion und als Geſchäfts
führer der Abtlg. Bergbau des Bundes der techniſchen Angeſtellten
und Beamten alle für die Beurteilung der Frage wichtigen Vor
gänge, weshalb die Darſtellung ſich auf beſonders zuverläſſige
Quellen ſtützt. Jn der Broſchüre wird die Art und die Entwicklung
der Kaliinduſtrie behandelt, die Preisfrage und die Kriegsfolgengeſchildert, und an jließend hieran gegelzt, wie aus dieſer
ungeſunden Entwickelung einmal die heutigen Arbeiterentlaſſun-
gen, die Arbeitsverkürzung und die n der Werke erklä-
ren laſſen, andererſeits aber ſich die Notwendigkeit einer durchgrei
fenden Sanierung ergibt. An Hand der Vorſchläge des Reichskali-
rats, der Sozialiſierungskommiſſion und der von den freien Ge-
werkſchaften beab Anträge zum egaß eines Notgeſetzes
wird gezeigt, in welcher Richtung ſich die Beſeitigung der Kriſe
bawegen muß.

„Ausbau der Kinderfürſorge durch die Gemeinde“ von Dr.
Selma Schöfer-Auweck. (Preis 2,75 Mk. Buchhandlung Vor-
wärts.) Jn dieſer neuen beachtenswerten Broſchüre wird ein-
gehend auseinandergeſetzt, wie die geſamte Kinderfürſorge durch
dic Gemeinde rationell zuſammengefaßt und ausgeſtaltet werden
kann. Da die Frage der Gründung von Jugendämtern zurzeit
wegen des in Ausſicht ſtehenden Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes,
das in allernächſter Zeit vom Reichstag verabſchiedet werden ſoll,
ſehr oktuell iſt, wird die Broſchüre ſehr gute Dienſte leiſten. Die
Organiſationsmöglichkeiten der Jugendämter, die Ausgeſtaltung
der einzelnen Teilaufgaben wie Säuglings- und Kleinkinderfür-
ſorge, Kinderhorte, Fürſorge für die Jugendlichen werden darin
eingehend beſprochen. Die Broſchüre iſt jedem, der in Gemeinde-
vertretungen oder in der Wohlfahrtspflege tätig iſt, wegen der
Sachkenntnis und objektiven Behandlung ſehr zu empfehlen.

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zeile
20 Pfg. Jm Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,
gewerkſchaftlichen u. politiſchen Organtſationen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

zeit
Mitgliederverſammlung ſtatt.
und Darwinismus gegeben.

Mitgliederverſammlung der S. P. D. Am Freitag, den13. Man findet abends 7 Uhr, im Vereinslokal unſere fämnge

Es wird ein Vortrag über Maxismus
Zahlreichen Beſuch erwartet

Der Vorſtand.

Amkl(he Velünntmochungen für Halle 0. d. b.

Wieſenverpachtung.

Dièe Pulverweidenwieſen ſollen in Parzellen von --3 Morgen
Größe am Donnerstag, dem 12. Mai 1921, vorm. 10 Uhr, im
„Stadthauſe“, Beratungszimmer 1, für das Rutzungsjahr 1921
öffentlich meiſtbietend verpachtet werden. Bedingungen im
Termin.

Halle, den 7. Mai 1921. Der Magiſtrat.
Genoſen, verſichert nur bei der Vollzfaärſorgs!

Schmid, „Liebe und Ehe im Tierreich“ beigefügt.

1920 2122

In der Ifingstwoche Kledersttetel re ſürnniete henen
23/21 2852

auffallend billige Preise für
gute Schuhwaren! i i hschwarz Boxcalk und Rindbox,

beste Leder- Ausführung

98

Braun Kindbox-
Kinderstiefel
Leder-Ausfk.sohuh 33hoset z.

I chuhhaus
Roland

Rinäbox, Leder-Ausfühbr.
äusserst billig

138

Damen-Stiefel 118“ braunn (hemrean-Hanger- 158“
L eder-Rusführung, sehr vornehme Auskühr.billig. Fchuh und Form 4
Herren-Stietel Praun kindhox-Dam.-Schnür- 168

chike Form.
Leder Ausführungzchuh 19 Steinweg 19Schuhhaus Roſancd, Sfelnve 19.

h S h h S h r7 ehe v eBei krankh. Störungen u. Stockungen der Blut Bitte, ſofort beſtellen! Stellen finden
zirkulation gebrauchen Sie ſofort ſtets die ſeit vielen 4 JJahren erprobten echten Menſtruationstropfen Ulteren erfahrenen

S

„Frebar““, extraſtark.
Erhöhte, beſchleunigte Wirkſamkeit durch Doppel
flaſchen extraſtark in Verbindung mit Frebar- Pulver
oder Frebar-Tee. Erhältlich in allen größeren Apo

e

theken. Drogerien und einſchlägigen Geſchäften. Haupt
depots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15; Sanitas-
Depot, Leipzigerſtr. 11; E. Kertzſcher, Leipzigerſtr.
(Eche Poſtſtraße C. Klappenbach, Gr. Ulrichſtr. 41,

Waltsgott Nachf.. Gr. Ulrichſtraße 30.
Albert Schumann, Steinweg 46/47, Fritz Speer,
Große Ulrichſtraße 63.
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Der Wahre Jacrob
Einzige, farbig gedruckte humoriſtiſch

ſatiriſche 5eitſchrift der Sozial-
demokratiſchen Partei Deutſchlands

Erſcheint alle vierzehn Tage
preis der Nummer 60 Pf.

Beſtellungen werden entgegengenommen von
der Expedition dieſes Blattes und von
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Bauſchloſſer
ſtellt ein

Speck, Marienſtr. 4. I

Vermiſchtes
ſämtlichen Austrägern

R. A. Affo Herrmann

Halle a. S., Magdeburgerſtr. 9.

Grosshandlung Her enanzug- nd Hosüwmotoffe en

tlerrenstoften, Rleiderstoffen r r hund allen ſein. Durch äußerſt günſtigenAbſchluß bin ich in der Lage

Baumwoll waren. Prima WareFür Schnitwarengeſchäfte, Händler und. Schneidergeſchäfte
ünſtiger Einkauf zu Tagespreiſen.v Lagerbeſuch lohnend.

Neu!
Die Kommunistische

Ostern 1921.
Bearbeitet v. Karl Garbe, Halle

Preis 1.00 Mark.

Zu haben in der:
buchhapdlung olkstimme, Gr. Drichetr.27.

Besteliungen nehmen alle

Pteo.

Austräger entgegen.

Hingerichtet
ſollen alle Augen auf die ſtaunenerregenden billigen,

h Anzug 130 M. an
in ſehr reichhaltigen, vornehmen Muſtern abzugeben.

Nicolaistraße 6 (Händelparb)
von vormittags

Ansohen Kostet Kein Geld
Günſtige Bezugsquellen für Wiederverkäufer und SchneiderAufruhrbewegung in meiſten

Mitteldeutschland esDicke Salem 30
ſowie ſämtliche bek. Marken wie:

Leo Weßner.
——DTTJ

Süsse Mädel, Neuerburg, kes Holz und Oelfarben
Greiling etc. anſtrich,Patentmatratzen,gibt ab an Wiederverkäufer, Gaſtwirte uſw.

Poſtſendung Nachnahme ab 1 Mille franko,

C. F. Schmidt. e igfe-.
Engros- Niederlage des Tabakhauſes Artlo“ Leipzig.

T] a 2

empfiehlt billigst

Umpress Hüte
in 8 bis 14 Iagen

Hallisches Hutpress Geschäft

A. Mentzel,
Neue Promenade 14.

h

7
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Hugo Schmieder

Bei Himläufen
bitten wir unsere Parteigenossen und Leser sich stets auf die

Inserate in der „Volksstimme“ zu beziehen.xeler- in
birsenvaren

Spezial. Wäſcheleinen
äußerſt billig empflehlt

Richard Kahl,
Merſeburg Neumarkt 10

Verkauf findet

10 bis 7 Uhr nachmittags ſtatt.

Bjmigste Bezugsquelle

von
Matratzen

Zteilig mit Leinen und
Drellbezügen,

pr. Alpengrasfüllung.
von 160 Mu. an,

engl. Bettſtellen, pr. ſtar

Chaiselongues
m. pr. Bezügenu. Verarb.

von 370 Mark an
Plüsch- u. Stolſ-Solas,
Klub-Sofas u. Sessel.

zu billigſten Preiſen.

E. Mass,
Charlottenſtraße 9.
Fernſprecher 3521.

Telephon 5160.

unheilbaren Leiden erkrankt,
jähriger Mitarbeiter

ken werden Wilhelm Kunteochmann.

kollege und lieber Freund
fiches Wesen machte ihn beliebt bei jedermann

schaffenen Charakter und
Andenken bewahren.

der Wege!in

Familien Nachricht.

Am 6. d. Mts. verschied, seit mehreren Monaten an einem
im 52. Lebensjahre unser lang

Der Entschlafene war uns ein Jahrzehnt ein treuer Beruis-
sein allzeit bescheidenes, freund-

Wir betrauern in dem Verstorbenen einen ehrlichen, recht-
werden ihm stets ein ehrendes

Halle a. S., den 9. Mai 1921.
Die Angestellten

Hühbner Masohinenfabrik und
Bisenglesseret, Aktien -Geseollschatt.
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